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r Neue 
Möglichkeiten

in der 
Biotechnologie

MARELYS VALENCIA ALMEIDA - 
Granma Internacional

• KUBA hat auf dem Gebiet der 
Biotechnologie das erreicht, was 
nur wenige Länder erreicht haben, 
obwohl die Entwicklung dieser For­
schungsrichtung zu einem bedeu­
tenden Industriezweig in Kuba erst 
1981 und unter den Bedingungen 
eines unterentwickelten Landes in 
Angriff genommen wurde.

Der Aufschwung, den die Moleku­
larbiologie und die Genforschung 
in letzter Zeit genommen haben, 
ermöglicht das Voranschreiten die­
ser neuen Wissenschaft. Jedoch 
ohne die Bemühungen der kubani­
schen Regierung in bezug auf die 
Ausbildung von Fachkräften, die 
Einrichtung von Laboratorien und 
speziellen Forschungs- und Ent­
wicklungseinrichtungen, die kost­
spielige Investitionen notwendig 
machen, wären die Fortschritte auf 
diesem Gebiet der Technologie 
und der weltweit bedeutenden Wis­
senschaft undenkbar.

Die Ergebnisse, die Kuba auf die­
sem Gebiet erzielt hat, sind vielfäl­
tig, sie finden nicht nur zugunsten 
der Humanmedizin Anwendung, 
sondern auch zugunsten der Indu­
strie sowie der Pflanzen- und Tier­
welt. Im vergangenen November 
fand gerade erst der Internationale 
Kongreß Biotechnologie ’95 statt, 
der diesmal unter dem Motto

"Neue Möglichkeiten der Biotech­
nologie in Landwirtschaft und Indu­
strie" stand.

Der Kongreß, der vom Techni­
schen Institut für Genforschung in 
Kuba (CIGB) und dem Biologi­
schen Forschungsinstitut veran­
staltet und von der UNESCO, der 
FAO und dem International Service 
for N ational A g ricu ltu ra l Re- 
search/lntermediary Biotecnology 
Service unterstützt wird, wählte 
zum ersten Mal dieses Thema als 
einen Weg zur Lösung der Proble­
me, die auch die entwickelten Län­
der noch nicht vollständig gelöst 
haben.

WAS HAT KUBA 
INTERESSANTES ZU BIETEN?

Die kubanischen Forscher stell­
ten Genmanipulationen bei der 
Süßkartoffel und beim Kohl vor, die 
die Ernährungsqualität dieser Nah­
rungsmittel und ihre Resistenz ge­
gen Schädlinge und Krankheiten 
beeinflussen (zum Beispiel die Wi­
derstandsfähigkeit der Kartoffel ge­
genüber Pilzkrankheiten sowie der 
Süßkartoffel und des Zuckerrohrs 
gegenüber Schädlingsbefall). Die 
Verbesserung der Qualität der 
Agrarprodukte stellt eine der bedeu­
tendsten Fragen dar, die die Spezia­
listen beschäftigt, erklärte Guillermo 
Selman, Ingenieur des CIGB, ge­
genüber Granma Internacional.

Auch in der industriellen Anwen­
dung gibt es wichtige Ergebnisse. 
Wie Julio Delgado, Spezialist auf 
denrvGebiet der industriebezogenen 
biotechnologischen Forschungen, 
erläutert, werden Technologien 
entwickelt, die eine Steigerung 
der Industrieproduktion und die 
Herausbildung neuer Nahrungs­
quellen sowje deren Weiterent­
wicklung ermöglichen.

Seit ungefähr fünf Jahren arbeitet 
man an der Entwicklung von Enzy­
men, die in der Industrieproduktion 
angewandt werden, wie z.B. die 
Dextranase, die dazu beiträgt, den 
Energieverbrauch zu reduzieren. 
Durch die Manipulation der Zellen 
war es uns möglich, Produkte zu 
gewinnen, die wir auf konventio­
nellem Weg nicht hätten herstellen 
können, erläutert Delgado.

Durch das Kombinationsverfah­
ren wurde beispielsweise das Chy­
mosin gewonnen, ein Enzym, das 
man auch im Magen neugeborener 
Kälber findet. Dieses Enzym wird 
in der Käseherstellung angewandt.

Außerdem gibt es weitere Enzy­
me, wie die Laktose, die Alphami- 
lase und die Invertase. Letztere 
wird in der Zuckerherstellung an­
gewandt. Dieses Enzym verwan­
delt den Zuckersaft in einen Sirup, 
der süßer ist als üblich. Dieses 
Verfahren wurde im vergangenen
Jahr in den USA patentiert.

*

NEUE IMPFUNG GEGEN 

KRANKHEITEN, DIE VON 

ZECKEN ÜBERTRAGEN  

WERDEN

Antonio Enriquez, Leiter der Ab­
teilung für Produktion und techno­
logische Entwicklung des CIGB, 
erläutert uns die Anwendungsmög­
lichkeiten der Forschungsergeb­
nisse im Bereich der Tiermedizin.

Das Neuste auf diesem Gebiet ist 
die Produktion des Impfstoffs Ga- 
vac, der in der Rinderzucht ange­
wandt wird. Im Verlauf von einem 
Jahr verringert der Impfstoff Gavac 
den Zeckenbestand auf den Wei­
den und im Futter beträchtlich und 
schützt die Rinder aktiv gegen die 
Krankheiten, die Zecken bei die­
sen Tieren verursachen können.

Zur Zeit gibt es nur eine andere 
Zeckenschutzimpfung, die in Au­
stralien entwickelt wurde.

Der Impfstoff Gavac wird bereits 
in Kolumbien, Brasilien und Boli­
vien vermarktet, mit Argentinien 
befindet man sich noch in Ver­
handlungen.

Das Laboratorium für Genmani­
pulation ist ein weiterer Bereich 
des Forschungszentrums CIGB, 
der interessante Ergebnisse vorzu­
stellen hat.

Die Arbeit besteht in der geneti­
schen Manipulation, die mit techni­
schen Mitteln an Tieren vorgenommen 
wird. Zur Zeit werden aufgrund ihrer 
größeren Bedeutung vor allem Versu­
che mit Fischen und Säugetieren 
durchgeführt.
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Regionales Handeln 

zum Schutze der 

Um welt notwendig
• Exklusiv-Interview mit dem uruguayischen 
Minister für Städtebau, Regionalplanung und 
Umweltschutz, Antonio Chiruchi • Der Besuch 
von Fidel Castro ist ein Zeichen für die Haltung, 
die Uruguay gegenüber der Kubapolitik anderer 
Länder vertritt

ft

ELOY RODFttGUEZ 
- Granma Internacional

•  MÖGLICHERW EISE enttäuscht 
von den vielen internationalen Kon­
gressen zum Thema Umweltschutz, 
die ohne konkrete Ergebnisse ge­
blieben sind, zogen es einige Beob­
achter und Teilnehm er vor, ihre 
Beifallsbekundungen zurückzuhal­
ten und abzuwarten, ob der vor kur­
zem in Kuba abgehaltene Gipfel 
der lateinamerikanischen und karibi­
schen Umweltminister Lösungen für 
die gravierenden Probleme bieten 
kann, die den Kontinent belasten.

Andere hingegen - vielleicht die 
Mehrheit - sahen in der Minister­
runde in Havanna den eigentlichen 
Ansatzpunkt zur Lösung der Pro­
b lem e des Kontinents, die als 
Sprengstoff des 21. Jahrhunderts 
betrachtet werden.

Zu den letztgenannten gehört 
Juan Antonio Chiruchi, Kandidat 
der Nationalen Partei für das Amt 
des Vizepräsidenten bei den letz­
ten Wahlen und der Mann, der ent­
schlossen ist, Uruguay zumindest 
in den nächsten fünf Jahren in 
eine sogenannte "grüne" Richtung 
zu lenken.

Für den Minister für Städtebau, 
R egionalp lanung  und U m w elt­
schutz diente das Gipfeltreffen in 
Havanna in erster Linie dazu, eine 
neue Strategie für das Umwelt­
schutzprogramm der UNO vorzule­
gen, die die D ezentralis ierung  
dieser Organisation begünstigt, 
und gleichzeitig die bilateralen

Kontakte auf persönlicher Ebene 
zui pflegen.

"Wir glauben", erklärte er in der di­
plomatischen Vertretung Uruguays 
gegenüber Granma Internacional 
voller Optimismus, "daß wir die

Problem e des Kontinents mit 
dem guten Willen der Regierungen 
schrittweise reduzieren können."

Chiruchi zufolge hat Uruguay 
schon immer die Vereinheitlichung 
der regional unterschiedlichen  
Umweltsch-utzbestimmungen ge­
fordert, und, so führte er aus, "auf 
der Ebene des M ERCOSUR ha­
ben wir erste Schritte unternom­
men, indem wir ein Treffen der 
Minister dieser Länder angeregt 
haben, mit demselben Ziel, das 
auch dieser Gipfel verfolgt: näm­
lich eine gemeinsame Umweltpoli­
tik für die gesam te Region zu 
planen."

"Wir haben auch die Notwendig­
keit regionaler Treffen zu dem  
Thema angesprochen, auf denen 
über alle möglichen Beeinträchti­
gungen der Umwelt informiert wer­
den so llte . Das w äre  für a lle  
Beteiligten von Vorteil, denn es ist 
bewiesen, daß die potentiellen G e­
fahren grenzüberschreitend sind 
und wir uns gemeinsam schützen 
müssen."

Für sein Land liegt die Bedeu­
tung dieses Forums insbesondere 
darin, daß ein Austausch mit den 
Amtskollegen der Region stattfin­
den konnte.

"Wir haben mit den jeweiligen Mi­
nistern aus Argentinien, Brasilien

und Paraguay einzelne Schwer­
punktfragen für die Region erör­
tert. Z. B. den Bau der Brücke, die 
Colonia und Buenos Aires verbin­
den soll, oder den Bau der Ver- . 
kehrsachse zw ischen Buenos  
Aires und Sao Paulo, die durch 
Paraguay und Uruguay führen  
wird. Dabei sind wir gemeinsam  
darum bemüht, diese Infrastruktur­
maßnahmen so zu planen, daß sie 
die Lebensqualität unserer Bürger 
nicht beeinträchtigen," erklärte er.

Obwohl Uruguay und Kuba kein 
gegenseitiges Abkommen Unter­
zeichneten, hatte Chiruchi eine 
Unterredung mit der Ministerin 
Rosa Elena Simeón, die er für das 
kommende Jahr zu einem Besuch 
nach Uruguay einlud und mit der 
er ein "freies und offenes" G e­
spräch führte,- um "gegenseitige 
Erfahrungen" - insbesondere zum 
Thema Gesetzgebung und Schutz 
der Küstenzonen - auszutauschen.

"Letztere", versicherte er "gehö­
ren für beide Länder, in denen der 
Tourismus eine der wichtigsten 
Beschäftigungs- und Devisenquel­
len darstellt, zu den wertvollsten 
Naturschätzen."

Das Ökosystem der Küstenregion 
Uruguays ist bereits durch Ansied­
lungen von Ausländern wie auch 
von Einheimischen angegriffen. 
Laut Chiruchi ist der Erhalt dieses 
Ökosystems "die grundlegende Auf­
gabe bei unserem Anliegen." _

Hinsichtlich der Gesetzgebung  
wies er darauf hin, daß Kuba auf 
diesem Gebiet bereits seit 14 Jah­
ren Erfahrungen gesammelt habe 
und damit Uruguay, das erst vor 5 
Jahren ein Umweltministerium ge­
gründet habe, weit überlegen sei.

"Wir sind davon überzeugt, daß 
Kuba auf diesem Gebiet weiter fort­
geschritten und deshalb eine Hilfe 
bei unseren Bemühungen ist."

"Die Überlegung ist, daß dies ein 
erstes Treffen sein soll, das mit 
dem Besuch von kubanischen  
Fachkräften in Uruguay und einem 
gegenseitigen Austausch fortge­
setzt werden soll."

Zür internen Situation Kubas, die 
er zum großen Teil durch Kontakte 
mit den Menschen kennenlernen 
konnte, äußerte der Minister, er 
sei "betrübt über die Situation, die 
das Leben der Kubaner so hart 
trifft". “

"Uruguay ist immer gegen die 
Blockadepolitik der USA gewesen. 
Wann immer sich eine Gelegen­
heit ergibt, erheben wir unsere 
Stimme zur Verteidigung Kubas."

Wie er erklärte, setzte die Regie­
rung Uruguays mit der Einladung 
des kubanischen Präsidenten Fi­
del Castro ein "deutliches Z e i­
chen", das anderen Ländern die 
H altung  U ruguays gegen ü b er 
Kuba verdeutlichen soll.

Beim Empfang der lateinamerika­
nischen und karibischen Minister 
hatte Chiruchi "etwas länger als an­
dere Kollegen" Gelegenheit, mit Fi­
del C astro  zu sprechen "und 
Erfahrungen zu verschiedenen The­
men auszutauschen, wie z.B. zu 
Fragen der Anwendung der Ergeb­
nisse der Genforschung in der 
Land- und Vieh Wirtschaft sowie zur 
Frage der Kreuzungen in der Rin­
derzucht. Es wird sich zeigen, was 
wir davon übernehmen können".

Chiruchi bestätigte, daß er eine 
persönliche Einladung an den Bru­
der des kubanischen Präsidenten, 
Ramón Castro, ausgesprochen  
habe, der einer der bekanntesten 
Experten auf dem Gebiet der Rin­
derzucht in Kuba ist.

Obwohl erst seit fünf Monaten im 
Amt, scheint Juan Antonio Chiru­
chi mit dem Thema Umweltschutz 
in seinem Land bereits sehr ver­
traut zu sein. Er hat sich vorge­
nommen, Uruguay als ein "Land 
der Natur" bekanntzumachen. Die 
Frage ist nur, inwieweit ein qualita­
tiver W andel vollzogen werden  
kann, angesichts einer Situation, 
die nicht mehr lösbar ist, ohne die 
Zusammenarbeit aller Regierun­
gen der Region oder gar der gan­
zen Welt.
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S ch a ffu n g  F re ie r 

W irts ch a fts zo n e n
• ln Häfen und auf Flughäfen der Insel 
vorgesehen • Harmonische Ergänzung des 
Gesetzes über ausländische Investitionen

JOAQUIN ORAMAS 
- Granma Internacional

• DIE Erarbeitung des Gesetzent­
wurfes, der die Errichtung und Ausge­
staltung von Freien Wirtschaftszonen 
im Land regeln wird, befindet sich in ei­
nem fortgeschrittenen Stadium. Die­
ses Gesetz wird die Bedingungen und 
Auflagen für die Lizenzvergabe in 
diesen Einrichtungen festlegen.

Das Vorhaben definiert die Freien 
Wirtschaftszonen eindeutig als einen 
Sektor des nationalen Territoriums, auf 
dem unter den besonderen Bedingun­
gen von Steuererleichterungen ver­
e in fa c h te  Z o llb es tim m u n g en  
umgesetzt werden. Außerdem wer­
den dort alle auf den Export ausgerich­
teten Finanzgeschäfte abgewickelt 
werden können. Es sieht die Eröffnung 
besagter Einrichtungen in Häfen und 
auf Flughäfen vor, obwohl bisher nur 
für den Hafen von Mariel ein entspre­
chender Beschluß gefaßt wurde. In 
diesen Zonen werden Vorhaben in 
den Bereichen Handel, Industrie und 
Dienstleistungen möglich sein.

Dank seiner geographischen Lage 
in der Nähe wichtiger Flug- und See­
fahrtsrouten bietet Kuba ausgezeich­
nete Bedingungen fürjdas Betreiben 
Freier Wirtschaftszonen, da der Reex­
port auf verschiedene Märkte der Re­
gion begünstigt wird.

Die Existenz derartiger Einrich­
tungen setzt die Anwendung speziel­
ler Steuerbestimmungen voraus, vor 
allem bei der Einbeziehung fort­
schrittlicher Technologien und For­
schungen, die wertvolle Beiträge 
zur Entwicklung des Landes liefern 
könnten. Diese Vorteile können 
z.B. zur Errichtung von Montagean­
lagen in den Zonen führen, wo 
dann Bauelemente, Ersatzteile und 
Zubehör ausländischer und sogar 
kubanischer Produktion verwendet 
werden.

Neben der Schaffung von Arbeits­
plätzen für kubanische Facharbei­
ter und Spezialisten garantieren  
diese Zonen ausländischen Produ­
zenten Einsparungen bei der Beför­
derung von Maschinen und anderen 
Geräten sowie Erzeugnissen, die für 
Märkte in verschiedenen Teilen des 
Kontinents bestimmt sind. Gleichzei­
tig wird mit dem Einsatz von erfahre­
nem kubanischen Personal mit der 
notwendigen Qualifikation die Aus­
führung der Montage mit hoher 
Qualität und Effizienz garantiert.

Insgesamt ist der Gesetzesent­
wurf eine kohärente und harmoni­
sche Ergänzung zum Gesetz über 
ausländische Investitionen, das 
kürzlich vom kubanischen Parla­
ment beschlossen wurde.

An- und Verkauf von 
Dollar für die Bevölkerung
• VOR wenigen Tagen hat in Kuba 
versuchsweise der An- und Verkauf 
von U S-Dollar und konvertiblen 
Peso durch das kubanische Unter­
nehmen Casa de Cambio S.A. (CA- 
DECA) begonnen.

Beim Ankauf und Verkauf von 
Dollar und konvertiblen Peso (des­
sen W ert dem des Dollars ent­
s p rich t, der ab e#  nur in Kuba  
Kaufkraft besitzt) gegen die Lan­
deswährung werden die Umtausch­
kurse b e n u tz t, die auf dem  
informellen Markt notiert werden.

Wie die Nationalbank bekannt­
gab, legt die an CADECA verliehe­
ne L ize n z  fe s t, daß "d ieses  
Unternehmen nicht gesetzlich ver­
pflichtet ist, diese Operationen  
durchzuführen. Entsprechend wird 
der Umtausch nur in Übereinstim­
mung mit Wirtschaftlichkeitsunter­
suchungen durchgeführt", die es 
selbst realisiert.

Die von unserer Redaktion unter 
der Bevölkerung eingeholten Mei­
nungen befürworten im allgemei­
nen diesen neuen Service.

"Von jetzt an muß ich mich we­
der verstecken, wenn ich Dollar 
tausche, die mir meine im Aus­
land lebende Tochter zukommen

läßt, noch laufe ich Gefahr, daß 
mich ein Delinquent übersOhr haut 
oder überfällt", sagte ein Rentner in 
der Schlange vor dem Schalter, der 
von zwei Posten bewacht wird.

Verantw ortliche des C AD EC A  
äußerten, daß in den ersten Tagen 
der Ankauf von Dollar stärker war 
als der Verkauf.

Der Besitz von Devisen wurde vor 
zwei Jahren für kubanische Staats­
bürger legalisiert. Damals hat man 
bis zu 130 Peso für einen Dollar auf 
dem Schwarzmarkt gezahlt.

Nach und nach hat der Dollar an 
Wert verloren. Anfang 1995 sank er 
zunächst bis auf 35 Peso und kurz 
darauf auf 30 Peso ab.

Mitte des Jahres stürzte der Dol­
larkurs dann abrupt ab, und man 
notierte bis zu 15 Peso, er stieg 
dann allerdings wieder bis auf 25 
Peso an.

Vorläufig wird der Umtauschservi­
ce nur in sechs Wechselstellen in 
der Hauptstadt und einer im Bade­
ort Varadero geboten, "mit dem 
Ziel, die nötigen Erfahrungen zu 
sammeln, um entscheiden zu kön­
nen, ob es angebracht ist, ihn auch 
auf die übrigen Landesteile auszu­
dehnen".

Herzlichen
Glückwunsch!
MIGUEL HERNÁNDEZ - Granma

•  ER strahlt übers ganze Gesicht... 
Seit vergangenem Sonnabend lä­
chelt er ununterbrochen. Daß Félix 
Savon innerhalb und außerhalb des 
Rings lächelt, ist nichts Neues. Je­
doch so intensiv wie diesmal zeich­
nete es sich noch nie in seinem  
Gesicht ab, an dem die Fäuste sei­
ner Gegner keine Spuren hinterlas­
sen haben. Nicht einmal, als er den 
wachspolierten Ring im katalani­
schen Badalona mit seiner ersten 
olympischen Goldmedaille verließ, 
lächelte er so intensiv und auch

nicht, als er kürzlich in Berlin zum 
fünften Mal Weltmeister wurde. Ali 
das erscheint ihm eine Kleinigkeit 
im Vergleich zu seiner Freude von 
heute, da er nun in seinen mächti­
gen Armen diese beiden neuen 
Trophäen hält, die er sich schon 
seit Jahren wünschte: Mpria Félix 
und Félix Mario ... Das nächste Mal 
werden es Drillinge, sagte Savön 
aus Spaß. Und seine Frau Maria 
setzte im Scherz eine ernste Miene 
auf.

rebelde
30 Jahre Juventud Rebelde

EINEM AUFRICHTIGEN 
FREUND . . .
•  DIE Zeitung Juventud Rebelde ist 
30 Jahre alt geworden. Wegen der 
unerwarteten Papierkrise wurde 
aus der täglichen Abendzeitung 
eine sonntägliche Wochenzeitung. 
Doch ihrem Charakter ist sie treu 
geblieben.

Die Feierlichkeiten waren An­
laß, den Begründern des Blattes 
und ihren Nachfolgern unvergeß­
liche Augenblicke in Erinnerung 
zu rufen und die Glückwünsche 
Vieler entgegenzunehmen.

Für uns ist sie ein wöchentli­
cher Ansporn, eine große Schwe­
ster (wir erblickten vier Monate 
später das Licht der Welt) und 
eine gute Nachbarin (sie im Erd­
geschoß und wir im sechsten 
Stock des " Polygrafico").

Ihre Leser - viele jung, alle re­
bellisch - finden auf ihren Seiten 
stets eine Anregung für die Dis-

kussion, Unterhaltung, Informa­
tion und Erziehung.

Sie hat mit Auszeichnung das 
in die Tat umgesetzt, was ihr von 
Präsident Fidel Castro, ihrem  
Begründer, mit auf den Weg ge­
geben worden war: "eine Zei­
tung zu w e rd e n , d ie  sich  
hauptsächlich an die Jugend  
richtet, die Themen behandelt, 
die die Jugend interessieren. 
Dabei muß sie versuchen, eine 
anspruchsvolle Zeitung zu sein, 
und das, worüber sie schreibt, 
sollte alle interessieren..."

Für Granma Internacional han­
delt es sich nicht um eine bloße 
Formalität. Es ist keine beiläufi­
ge Gratulation. Es geht darum, 
von Kollegen und Freunden eine 
herzliche und feste Umarmung 
zu übermitteln.
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Helms mit oder ohne Kapitel Nr. 3

Ein Schlag gegen 
die Souveränität
FELIX PITA ASTUDILLO - Granma

• DER Helms-Entwurf wurde vor wenigen Tagen 
mit 74 zu 24 Stimmen vom US-Senat verab­
schiedet. Es handelte sich um einen Kompromiß 
der beiden Parteien, den die ultrarechten Repu­
blikaner aus Gründen der politischen Opportuni­
tät akzeptieren mußten.

Das taktische Zugeständnis der Ultrarechten 
bestand darin, der Streichung des dritten Kapi­
tels der Vorlage zuzustimmen. Dies.es Kapitel 
behandelt die Ansprüche von US-Amerikanern 
auf Eigentum in Kuba, die zum Zeitpunkt der 
Enteignung Kubaner waren. Weiterhin werden 
dort auch Strafen für Investoren aus Drittlän­
dern festgelegt, die ihr Kapital in ehemaligem 
Eigentum von US-Bürgern anlegen.

Der so angenommene Gesetzentwurf wurde 
von zahlreichen Agenturen und Zeitungen als 
"verwässert“ und "verstümmelt“ bezeichnet.

Diese Einschätzung ist nicht nur falsch, sie 
trägt außerdem noch gefährlich zur Desinfor­
mation bei. Sie soll den Eindruck vermitteln, 
daß der verbleibende Teil der Gesetzesvorlage 
nach der Herausnahme des dritten Kapitels 
vollkommen harmlos sei, so daß sich niemand 
mehr darum Gedanken machen müsse.

Und gerade hierin besteht seine demobilisie­
rende Wirkung. Denn wenn man sich auf die 
aggressiven Abschnitte des dritten Kapitels 
konzentriert, läßt man eine grundlegende Tat­
sache außer acht: Das vom US-Senat ange­
nommene Dokument enthält wahrscheinlich 
den schärfsten Interventionstext, der jemals 
von den gesetzgebenden Organen irgendeines 
Landes verabschiedet wurde. ,

Wenn dieses Dokument, so wie es von den 
US-Senatoren angenommen wurde, zum gel­
tenden Recht wird, verschwindet die Souverä­
nität Kubas und der Kubaner irgendwo in der 
Aktentasche des US-Präsidenten und bleibt für 
immer unter der Kontrolle von Kongreß und Se­
nat. Damit eine solche Ungeheuerlichkeit nie­
mals Wirklichkeit wird, kämpfen wir Kubaner 
schon seit 1868, und es ist eine Selbstverständ­
lichkeit, daß jede Frau, die in Kuba geboren 
wird, mit Nägeln und Klauen kämpft, um das zu 
verhindern.

Deshalb irren sich diejenigen unter uns, die 
glauben, daß die Annahme des mutmaßlich 
"verwässerten" Entwurfs eine Mäßigung oder 
ein geringeres Übel darstelle, nur weil das dritte 
Kapitel fehlt.

Dabei wird nicht einmal berücksichtigt, daß 
der Gesetzgebungsprozeß noch nicht abge­
schlossen ist und daß das erwähnte Kapitel 
während der Beratungen des sogenannten Ver- 
mittlungs- oder Schlichtungsausschusses, dem­
jenigen Organ der beiden Kammern des 
Kongresses, das aus den Vorlagen einen end­
gültigen Entwurf erarbeiten muß, der die 
Helms-Burton-Version mit berücksichtigt, sehr 
wohl wieder in den Gesetzestext aufgenommen 
werden kann. Außerdem ist dieser Ausschuß 
eine ad-hoc Einrichtung, d.h., aus den interes­
sierten Beteiligten zusammengesetzt - sieben 
Vertretern des Senats und der gleichen Anzahl 
von Vertretern des Repräsentantenhauses -, 
und selbstverständlich finden sich alle Elemen­
te der extremen Rechten darin zusammen, die 
das dritte Kapitel wieder aufnehmen wollen.

Aber auch wenn man diese Möglichkeit nicht in 
Betracht zieht, müssen wir feststellen, daß die 
übrige Gesetzesvorlage ebenfalls über mehr oder 
weniger bekannte Beispiele aus anderen Ländern 
hinausgeht, die sich unter Kolonialherrschaft, mi­

litärischer Besetzung oder in einer vergleichba­
ren Situation befunden haben.

Es ist sinnvoll, einige Stellen aus dem ersten 
und zweiten Teil des Helms-Entwurfs hervorzu­
heben, um seinen Charakter als Instrument zur 
Versklavung des kubanischen Volkes, und da­
mit seine Unzulässigkeit, beurteilen zu können.

Das erste Unrecht besteht in der bloßen Exi­
stenz der Gesetzesvorlage. Seit wann ist ein aus­
ländisches Parlament und eine ausländische 
Regierung dazu berechtigt, in das Leben eines 
freien und unabhängigen Nachbarn einzugreifen? 
Auf welcher Rechtsgrundlage, wenn nicht auf der 
von Gewalt, Besetzung, Annexion oder Kolonisa­
tion, kann man in das institutionelle Leben eines 
fremden Landes eingreifen? Wer geht in die Woh­
nung des Nachbarn, um ihm vorzuschreiben, wie 
er die Möbel aufstellen soll?

Generell war dies das Verhalten der Imperien 
im Verlauf der Geschichte, aber es ist sehr 
wahrscheinlich, daß man zum Ausmaß der Un­
terdrückung, die bei Helms oder Helms-Burton 
geplant sind, keine Parallelen findet. Wir wer­
den seheri^

Einen der skandalösesten Fälle von Völkermord 
und gewaltsamer Ausrottung eines Volkes haben 
die US-amerikanischen Kolonisatoren an der ein­
heimischen Indianerbevölkerung verübt. Nach­
dem sie von ihren besten Ländereien vertrieben 
und die Mehrheit von ihnen physisch ausgerot­
tet waren, wurden die überlebenden Indianer in 
die sogenannten Reservate getrieben. In die­
sen häufig unfruchtbaren und ungesunden Ge­
genden mußten die besiegten Völker leben.

Nach all diesen Grausamkeiten schließlich, 
versuchten die Eroberer den Genozid an der in­
dianischen Bevölkerung mit dem Feigenblatt 
des Zugeständnisses gewisser autonomer 
Rechte zu bemänteln. So konnten die Indianer 
ihre Stammesgesetze wiederbeleben, eigene 
Regeln für Jagd und Fischfang aufstellen, ihre 
eigene Rechtsprechung ausüben, kleine Ge­
schäfte gründen, Steuern für die Belange der 
Jnciianerbehörden in den Reservaten usw.^ein- 
nehmen, ohne eine mutmaßliche Einmischung 
oder Kontrolle von außen.

Nichts Vergleichbares wäre davon im Rahmen 
der Helms-Gesetzesvorlage möglich, die fest­
legt, daß eine hypothetische Regierung in Kuba 
nach dem Fall der Revolution eine Reihe von 
Bedingungen erfüllen müßte, die der Präsident 
der USA anordnet, darunter Maßnahmen zur 
Rückgabe des ab 1. Januar 1959 enteigneten 
Eigentums von US-Bürgern.

Wenn diese Bedingungen nicht zur Zufrieden­
heit des US-amerikanischen Mandatsträgers er­
füllt werden, der darüber Abgeordneten des 
Senats und Repräsentantenhauses, wie Helms 
und Burton, im Kongreß ausführlich und regel­
mäßig Rechenschaft ablegen muß, wird die soge­
nannte Übergangsregierung von Seiten 
Washingtons weder einen Centavo noch irgend­
eine andere Form der Anerkennung erhalten.

Der Paragraph 207 (a) (1) (2) des Helms-Ent­
wurfes ist klar und eindeutig: "Eine kubanische 
Übergangsregierung wird keinerlei Unterstüt­
zung erhalten (...), solange der US-Präsident 
nicht bestätigt, daß diese Regierung sich öffent­
lich verpflichtet und geeignete Maßnahmen er­
griffen hat (...), um den ab 1. Januar 1959 
verstaatlichten Besitz natürlichen Personen 
oder US-amerikanischen Unternehmen in Kuba 
zurückzugeben oder sie schnell, angemessen 
und wirkungsvoll zu entschädigen.“

Selbst diese Übergangsregierung, die mit Si­
cherheit aus Vertretern der bekannten Annexions­

mafia von Miami bestehen würde, wäre für 
Washington so wenig wert, daß das Verspre­
chen, alle Forderungen zu erfüllen, die die USA 
ihnen auferlegt, nicht genügen würde. Der US- 
amerikanische Präsident müßte diese Erfüllung 
vor dem Kongreß bestätigen. Die Imperialisten 
trauen nicht einmal ihren eigenen Lakaien.

Deshalb erscheint es mir nicht übertrieben zu 
behaupten, daß die leidgeprüfte US-amerikani­
sche Indianerbevölkerung mit den beschränk­
ten Möglichkeiten, die ihnen in ihren Reservaten 
eingeräumt wurden, sich in einer besseren Posi­
tion befindet als jede postrevolutionäre Regierung 
in Kuba unter den drakonischen Bestimmungen 
des Helms-Gesetzentwurfs.

Der Vergleich wäre auch in bezug auf die ku­
banische Regierung von Tomás Estrada Palma 
von 1902 und den ominösen Verfassungszu- 
sat'z des Senators Orville Platt (Platt-Amend­
ment) gestattet. Die Marionettenregierung von 
Estrada Palma wurde nach der US-amerikani­
schen Intervention von 1898 eingesetzt und, bis 
auf das Platt-Amendment, ohne weitere Vorbe­
dingungen von Washington diplomatisch aner­
kannt. Der erste kubanische Präsident bestimmte 
in seinem Kabinett die Innen-, Verteidigungs- und 
Wirtschaftspolitik, die, wenn sie den Interessen 
Washingtons nicht widersprach, den Kubaner 
nicht gesetzlich verpflichtete, alle drei oder sechs 
Monate seinem Amtskollegen Teddy Roosvelt 
Bericht zu erstatten, damit anschließend der 
"rough-rider" die gute Führung von Estrada Pal­
ma und seinem Team bestätige.

Der Helms-Entwurf regelt schwarz auf weiß 
die Verpflichtung des US-Präsidenten, zu ent­
scheiden und zu bestätigen, ob die nachrevolu­
tionäre, kubanische Regierung den Anordnungen 
Washingtons nachkommt oder nicht. In bezug 
auf die diplomatische Anerkennung ist es inter­
essant zu wissen, daß diese konterrevolutionä­
re Brut einer kubanischen Regierung in der 
Vorhölle bleiben wird, bis sie eine Forderung er­
füllt, die im Paragraph 207 (d) zusammengefaßt 
ist. Bei Helms heißt es: .

"Es ist die Ansicht des Kongresses, daß die 
befriedigende Lösung der Eigentumsansprüche 
durch die kubanische Regierung (...) weiterhin 
grundlegende Bedingung zur völligen Wiederher­
stellung der ökonomischen und diplomatischen 
Beziehungen zwischen den USA und Kuba ist.“

Das heißt, wenn die Situation von vor 1959 
nicht völlig wiederhergestellt wird, dieses Mal 
aber unter regelmäßiger Kontrolle und Überwa­
chung von ausländischem Boden aus, von dort 
gutgeheißen oder verurteilt, wird die USA Kuba 
weder einen Centavo zugestehen, noch das 
Land diplomatisch anerkennen.

Die Liste der Vergleiche könnte beliebig fort­
gesetzt werden, und keines dieser Beispiele 
würde die Souveränität eines Landes so restrik­
tiv und tyrannisch einschränken wie das, was 
der Helms-Entwurf Kuba zumutet.

Der koloniale Statthalter von Puerto Rico, Pe­
dro Rosellö, nimmt die Aufgaben der Innenpoli­
tik wahr, und Washington behält sich die 
Außen- und Verteidigungspolitik vor. Das ist 
auch noch "liberaler" als das Kuba, das Helms 
vorschwebt. Die Marionettenregime unter der 
Nazi-Besetzung in Ungarn (Horthy) und Kroa­
tien (die faschistische Ustachibewegung), hatten 
ein eigenes Kabinett, eigene Zuständigkeitsberei­
che und konnten den Alliierten sogar den Krieg 
erklären, während Hitler nur die militärischen 
Aufgaben unter seiner Kontrolle behielt. Auch 
der Kaiser Pu Yi, die mandschurische Marionet­
te der japanischen Faschisten^, konnte sich et­
was freier bewegen, als es der sogenannten 
kubanischen Übergangsregierung möglich sein 
wird.

Das Dokument, das aus den aktuellen gesetz­
gebenden Debatten hervorgehen wird, "mit" 
oder "ohne" Streichungen, wird immer ein 
Schlag gegen die Souveränität Kubas und der 
Kubaner sein, mit dem ganzen Gewicht eines 
Gesetzes, das sich in ein Machtinstrument ei­
ner ausländischen Großmacht verwandelt hat, 
um gegen ein freies, unabhängiges und uner­
bittliches Volk eingesetzt zu werden.
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2. Konferenz "Die Nation und die Emigration",
. ' - !&C- ••

Der Prozeß d e r 

N o rm a lis ie ru n g  is t n ic h t 

m e h r rü c k g ä n g ig  zu m achen

ANTONIO PANEQUE BRIZUELAS 
- Granma Internacional

•  HOHE kubanische Funktionäre 
und Vertreter von verschiedenen 
Emigrantengruppen bezeichneten 
die 2. Konferenz "Die Nation und 
die Emigration", die vom 3. bis 6. 
November mit 357 Teilnehmern in 
Havanna stattfand, als "durchschla­
genden Erfolg".

Vertreter beider Seiten bestätig­
ten, daß dieses Treffen das vorhe­
rige bei weitem übertraf und daß 
auch die Ergebnisse der Konferenz 
die Erwartungen mehr als erfüllte, 
insbesondere weil die kubanische 
Regierung zwei Maßnahmen an­
kündigte, die für die Emigranten 
von besonderer Bedeutung sind.

Ais am letzten Sitzungstag die 
Entscheidung bekannt wurde, daß 
für im Ausland lebende Kubaner 
die Möglichkeiten, nach Kuba zu 
reisen, erweitert wurden, stimmten 
die Delegierten unter Beifall und 
Jubel die Nationalhymne an.

Die Teilnehmer würdigten auch 
die Möglichkeiten zur freien Mei­
nungsäußerung, sowohl während 
der Plenarsitzungen, als auch in 
den sechs Arbeitsgruppen der Kon­
ferenz zu den Themen: Migrations­
politik und S taatsbürgerschaft; 
Kultur und nationale Identität; Ver­
einigungen der im Ausland leben­
den Kubaner; der Emigrant und 
seine Umwelt; Emigrationspolitik; 
Wirtschaftstätigkeit in Kuba.

Während der Diskussionsrunden 
äußerten sich die Delegierten zu 
verschiedenen Aspekten kontro­
vers, die Mehrheit aber stimmte in 
der Einschätzung überein, daß es 
ihre Aufgabe sei, Kuba in der au­
genblicklichen Situation durch kon­
kretes Handeln zu unterstützen.

Auf der Schlußveranstaltung der 
Konferenz bezeichnete José Ra- 
mön Balaguer, Mitglied des Politbü­
ros der Kommunistischen Partei 
Kubas, "den Prozeß der Verbesse­

rung der Beziehungen zwischen 
Kuba und seinen Emigranten als ir­
reversibel".

Der Parteifunktionär erklärte, daß 
Anträge von Emigranten vorlägen, 
die Kuba "aus seiner Sicht" prüfen 
müsse, aber er gab zu, daß die Re­
gierung "zum geeigneten Zeitpunkt 
alles tun werde -ganz gleich, ob es 
so geplant war oder nicht -, um 
Wege zu bahnen."

Balaguer versicherte, daß die Dis­
kussion einträglich, aufrichtig und 
offen gewesen sei, was bestätigt, 
daß man im Prozeß der gegensei­
tigen Vertrauensbildung Fortschrit­
te mache. "Es ist nie zu spät, um 
im Namen des Vaterlandes einzu­
greifen", betonte das Mitglied des 
Politbüros.

Viele von Granma Internacional 
befragte Delegierte, wie Margarita 
Soriano Piloto (Australien) und 
Goenaga Barrön (New York, USA) 
hoben die "außerordentliche Wir­
kung" hervor, die die Ergebnisse 
dieser Konferenz im Ausland ha­
ben werden.

Zu den wichtigsten Diskussions­
beiträgen der Konferenz zählten 
die Ausführungen von Ricardo  
Alarcön, Präsident der Nationalver­
sammlung; Abel Prieto, Präsident 
des kubanischen Künstler- und 
Schriftstellerverbandes; José Luis 
Rodriguez, Minister für Wirtschaft 
und Planung, und Eusebio Leal, 
Stadthistoriker von Havanna.

KONSOLIDIERUNG DER 
BEZIEHUNGEN ZU DEN 
EMIGRANTEN

"Der Prozeß, den unsere Regie­
rung eigenständig einleitete und bis 
zur wirklichen und vollständigen 
Normalisierung der Beziehungen 
zu den im Ausland lebenden Kuba­
nern vorantreiben wird, konsolidiert 
sich zunehmend," erklärte Außen­
minister Roberto Robaina.

In seinen Ausführungen vor der

Plenarversammlung bekräftigte Ro­
baina, daß "die Konferenzen nicht 
die wichtigsten Momente in diesem 
Normalisierungsprozeß sind oder 
sein werden. Es wird nur die not­
wendigsten geben, um den Weg zu 
bestimmen, wenn erforderlich die 
Richtung zu korrigieren und neue 
Kräfte zu sammeln, um immer wei­
ter voranzuschreiten."

"Das Großartigste wäre der Tag, 
an dem wir uns hier oder irgendwo 
sonst auf der Welt versammeln, nur 
um an diese Zeit der Konferenzen 
zu erinnern, weil es dann nicht 
mehr notwendig wäre, sie abzuhal­
ten, zumindest nicht, um die Bezie­
hungen zwischen Kuba und seinen 
Emigranten zu normalisieren", füg­
te er hinzu.

Der kubanische Außenminister er­
klärte, daß sich seit der ersten Konfe­
renz der Kontakt und der Austausch 
zwischen in Kuba und im Ausland le­
benden Kubanern verstärkt habe, 
und daß beide Seiten ihr Interesse 
daran bekundet haben, neue Initia­
tiven zu starten, die zum Ausbau 
der Kontakte und der gemeinsa­
men Treffen dienen.

Robaina verwies in diesem Zu­
sammenhang auf bedeutende Er­
eignisse, die diesbezüglich in Kuba 
stattgefunden haben, wie die Ver­
anstaltung "Afrokubanische Wur­
zeln und Emigration", sowie die 
Konferenzen "José Marti und die 
Herausforderung des 21. Jahrhun­
derts" und "Kultur und nationale 
Identität". Weiterhin sei zu beach­
ten, daß eine wachsende Zahl von 
Emigranten Kuba besucht, aber 
auch vermehrt Kubaner in die wich­
tigsten Emigrationsländer reisen.

"Im Vergleich zur ersten Konfe­
renz stellt auch der angekündigte 
Prozeß der Beratung mit den Emi­

granten als organisierter Bestand­
teil dieses Treffens einen neuen 
Schritt in der Entwicklung dar", er­
klärte Robaina.

Der Außenminister verwies dar­
auf, daß mehrere hundert Menschen 
mit den unterschiedlichsten Interes­
sen und Neigungen ernsthaft und 
verantwortungsvoll mit ihren Ideen 
und Meinungen ins Programm einbe­
zogen wurden und damit einen Beitrag 
zur Normalisierung der Beziehungen 
geleistet haben.

Der kubanische Minister erklärte, 
daß nach den Ereignissen im Au­
gust 1994 "Anzeichen von Vernunft 
und Licht" erkennbar seien, die die 
Regierungen Kubas und der USA 
unter gleichen Bedingungen an den 
Verhandlungstisch brachten.

"Seitdem die Verständigung mit 
der Regierung des Landes, in dem 
der größte Teil unserer Emigranten 
lebt, erreicht und die Beharrlichkeit 
unserer Normalisierungspolitik be-, 
stätigt wurde, zeigt sich nun, daß 
sich die Regelungen^ die Verbote 
und die Hindernisse vervielfachen, 
aber von ihrer Seite aus", erklärte er.

"Ihr geht ein großes Risiko ein," 
fügte er hin*u. "schon Jahre vor der 
ersten Annäherung gab es Lands­
leute, die umgebracht wurden. Im 
vergangenen Jahr löste ein einzi­
ges Video Terror und Verfolgung 
aus. Aus Respekt vor dem Leben, 
und aus ethischen Gründen setzen 
wir niemanden unnötigen Risiken 
aus, aber es ist uns eine Genugtu­
ung zu wissen, daß diejenigen, die 
sich entschieden haben, eine nor­
male Beziehung zu unserem Land 
einzuleiten, bereit sind, diese Prü­
fung zu bestehen."

Fidel empfing 
Konferenzteilnehmer
•  P R Ä S ID E N T  Fidel C astro  
empfing die Teilnehmer der 2. 
Konferenz "Die Nation und die 
Emigration", die vom 3. bis 6. 
November mit 357 Teilnehmern 
aus 36 Ländern stattfand.

Während des Treffens im Pa­
last der Revolution, an dem  
auch die Mitglieder des Organi­
sationskomitees der Konferenz

teilnahmen, erbrachten die Emi­
granten ergreifende Beweise ih­

rer Solidarität mit den großen 

Fortschritten, die das kubanische 

Volk in seinem langanhaltenden 

Kampf gegen die Blockade und in 

Verteidigung der Souveränität 

und der Würde des Landes er­

reicht hat.
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Das Hotel 
Cuatro Palmas 
an Varadero 
wird jetzt von 
der Gruppe 
ACCOR 
bewirtschaftet

Investitionssektor
Tourismus

JOURISMUS

MOISÉS PÉREZ MOK 
- für Granma Internacional

•  ALS Pionier der Wirtschaftsrefor­
men, die in Kuba seit Beginn die­
ses J a h rze h n ts  d u rchg efü h rt 
werden, bietet der Tourismus stän­
dig neue Möglichkeiten für Investi­
tionen, und die Beteiligung von 
ausländigchem Kapital an seiner 
Entwicklung wird immer größer.

In denvieitraum von etwas mehr 
als fünf Jahren, der seit der Grün­
dung des ersten Gemeinschaftsun­
ternehm ens zw ischen der 
spanischen Gruppe Sol und dem Un­
ternehmen Cubanacán S. A. verstri­
chen ist, wurden in der kubanischen 
Freizeitindustrie bereits 13 Unterneh­
men dieser Art geschaffen sowie 16 
Verträge über Wirtschaftsvereinigun­
gen und weitere 28 über die Bewirt­
schaftung und die Vermarktung von 
Hotelanlagen unterzeichnet.

In Zahlen ausgedrückt, bedeutet 
das ein Investitionsvolum en im 
Wert von rund 300 Mio. Dollar und 
die Gewährung von Krediten in 
Höhe von 149,5 Mio. Dollar, die für 
die Entwicklung von staatlichen  
Tourismuseinrichtungen bestimmt 
sind. 109,2 Mio. sind schon getätigt.

Außerdem ist jede Investition in 
einem der drei wichtigsten Touris­
muszentren des Landes (Havan­
na, Varadero und Cayo Largo del 
Sur) an ein ähnliches - vorher 
oder g le ichzeitig  erfolgendes - 
Vorhaben in einem der fünf restli­
chen Entwicklungsgebiete dieses 
dynamischen W irtschaftszweigs  
gebunden.

Wenngleich die Gründung eines 
Gemeinschaftsunternehmens bis­
her eine gleichgroße Beteiligung 
(50% ) Kubas und des ausländi­
schen Partners voraussetzt, so ver­
sicherten die Tourismusbehörden 
der Insei, daß beim Engagement in 
wenig entwickelten Regionen eine 
Mehrheitsbeteiligung des Partners, 
sogar bis zu 100%, möglich ist.

Der V izem inister der Branche, 
Eduärdo Rodriguez de la Vega, 
sagte sogar voraus, es sei nicht 
auszuschließen, daß in Zukunft öf­
fentliche Unternehmen geschaffen 
werden, die an bestimmten Börsen 
notieren und handeln werden.

Diesbezüglich gab er bekannt, daß 
man bei einigen Hotels, die in dem 
bekannten Badeort Varadero und auf 
der Insel Cayo Coco gebaut werden, 
einem kleinen sehr ausgesuchten 
Kreis von Investoren die Möglichkeit 
geboten habe, Aktien mit einem Min­
destwert von einer Million Dollar zu 
erwerben, mit dem Interesse, einen 
ersten privaten Investitionsfonds für 
den Tourismus zu schaffen.

Offiziellen Schätzungen zufolge 
beläuft sich das Potential Kubas 
auf 150.000 Hotelzimmer. 85% da­
von (etwa 126.000) befinden sich in 
acht Regionen mit insgesamt 54 
Tourismuszentren. Dort sind be­
reits jetzt 90% der gegenwärtig zur 
Verfügung stehenden 23.555 Zim­
mer konzentriert. Dazu gehören 
auch 256 km Strand.

Diese Regionen sind Havanna, 
Varadero, der Norden von Ciego 
de Avila, Camagüey und Holguin, 
der Süden der östlichen Provin­
zen, der Archipel der Canarreos 
und die Südküste der K olonial­
stadt Trinidad.

An der Schwelle zum Jahr 2000  
hat sich Kuba vorgenommen, die 
Zahl der Hotelbetten auf 49.556 zu 
erhöhen, mehr als die Hälfte davon 
(32.162) sollen in Strandregionen 
liegen und weitere 10.704 in städti­
schen Bereichen.

Eine Entwicklung in dieser Grös­
senordnung würde wirtschaftliche 
Einnahmen in Höhe von 3,12 Mrd. 
Dollar ermöglichen, da mit Beginn 
des neuen Jahrtausends 2.551.000  
Touristen hier eintreffen werden, 
die im Durchschnitt 7,6 Tage in 
Kuba verweilen.

Um jedoch solche Perspektiven 
zu verwirklichen, benötigt man - 

-nach den Schätzungen des Mini­
steriums für Tourismus - Kapital in 
Höhe von rund 2,4 Mrd. Peso, un­
gefähr die Hälfte der Summe in frei 
konvertierbarer Währung.

Zu diesem Zweck führte das Mini­
sterium für Tourismus seit Beginn 
des letzten Quartals dieses Jahres 
etwa 200 Verhandlungen mit mög­
lichen Partnern aus 28 Ländern, 
die in der Mehrzahl aus Italien (45), 
Spanien (36 ), Kanada (31) und 
Frankreich (24) kamen.

Auf der Liste der Länder, die dar­
an interessiert sind, im kubani­
schen Tourismus zu investieren, 
befinden sich folgende Länder: die 
BRD (11 Transaktionen), Argenti­
nien (6), Österreich (1), Brasilien
(1 ) , die Britischen Jungferninseln
(2 ) , Chile (1), Costa Rica (1), die
D om in ikan isch e  R ep u b lik  (4 ), 
Ägypten (1), Holland (6), Indone­
sien (2), Großbritannien (8), Israel 
(2), Japan (1), Mexiko (4), Panama 
(1), Rußland (1), die Schweiz (1) 
und Venezuela (1). •

Gran Caribe ist die Hotelgruppe, 
die z.Zt. die meisten der Verhand­
lungen (92) über Einrichtungen der 
4- und 5-Sterne-Kategorie führt. 
Diese Hotelgruppe hat soeben mit 
der europäischen Gesellschaft AC- 
COR-AMORIM einen Vertrag über 
die Bewirtschaftung und Vermark­
tung der Hotels Sevilla (Havanna) 
und Cuatro Palmas (Varadero) un­
terzeichnet.

Das Geschäft beinhaltet außer­
dem die Gründung eines Gemein­
schaftsunternehmens, das in den 
nächsten fünf Jahren 1.300 Zim ­
mer auf der Insel Cayo Coco er­
richten soll.

IN  W E N I G E N  S T U N D E N  
V O N  K U B A  I N  D I E  

G A N Z E  W E L T

Senden oder erhalten Sie in kürzester Zeit Briefe, 
Urkunden, Dokumente, Zeitschriften, Verkaufsmuster 
und andere Materalien.
Aus aller Welt nach Kuba - aus Kuba in alle Welt 

Nur D H L

•  Habana, Ave. Ira  y 42, Miramar T-331578 33-1876
•  Varadero, Ave. Ira  y 64 T-62103

WORLDWIDE EXPRESS

...Wir kommen früher an als andere!
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V erstärkte  S olidarität 
gegen die Blockade
• Unterstützung aus verschiedenen Ländern

MARELYS VALENCIA ALMEIDA 
- Granma Intemaclonal

•  DER Auswärtige Ausschuß des 
italienischen Parlam ents verab ­
schiedete am 17. Oktober einen 
Beschluß, der die italienische Re­
gierung aufforderte, in der näch­
sten UNO-Vollversammlung für die 
Aufhebung der Blockade zu stim­
men, und der darüber hinaus von 
ihr verlangt, einen konstruktiven 
Dialog zwischen der Europäischen 
Union und Kuba anzuregen sowie 
ein langfristiges Wirtschaftsabkom­
men mit Kuba zu vereinbaren.

Der Beschluß wurde von der so­
zialistischen Partei PDS, der Refunda- 
ciön Comunista (der neugegründeten 
Kommunistischen Partei), der Fö­
derativen Fortschrittspartei, der 
Forza Italia und der Liga Norte so­
wie einer Gruppierung unterzeich­
net, d ie sich aus V e rtre te rn  
verschiedener Parteien zusammen­
setzt.

Einige Tage zuvor hatten sich in 
der italienischen Hauptstadt 20.000 
Menschen vor dem Römischen Ko­
losseum versammelt, um an einer 
Demonstration gegen die Blockade­
politik und zum Gedenken an Che 
Guevara teilzunehmen, deren Ab­
schlußkundgebung auf dem Platz 
der Heiligen Apostel stattfand.

Fausto Bertinotti, Generalsekretär 
der Refundaciön Comunista ver­
urteilte die US-Politik gegenüber 
Kuba und erklärte, daß die Welt 
tief in der Schuld von Che Gueva­
ra, Fidel Castro und Camilo Cien- 
fuegös stehe. Der Grundgedanke 
in den Beiträgen aller Redner, un­
te r ihnen der V o rs itzen d e  der 
Freundschaftsgesellschaft Italien­
Kuba, war die Forderung nach der 
A ufhebung  der B lockade. D er 
Bürgermeister von Palermo, Leo 
Luca Orlando, reiste mit einer e i­
genen Delegation nach Rom, um 
seine Solidarität mit Kuba zum  
Ausdruck zu bringen.

Auf der Kundgebung waren auch 
der in Italien akkreditierte kubani­

sche Botschafter Mario Rodriguez, 
dessen Worte viel Beifall Tanden, 
und Aleida Guevara, die Tochter 
Che Guevaras, anwesend.

In Odessa, in der Ukräine, fand 
ebenfalls ein internationales Kuba­
Solidaritätstreffen statt, und im ver­
gangenen Oktober wurden zwei 
Solidaritätstreffen auf nationaler 
Ebene in Spanien und in der Domi­
nikanischen Republik veranstaltet.

In der A bschlußerklärung des 
Treffens in Spanien wurde die Un­
terstützung der Unabhängigkeit 
und das Recht Kubas auf Freiheit 
betont. In diesem Sinne wurde eine 
Botschaft verabschiedet, die vom 
G en era lsekre tä r der U NO , den 
Staats- und Regierungschefs, den 
Parlamenten und der Öffentlichen 
Meinung aller Länder, vor allem  
aber von den USA fordert, die Po­
litik des Kalten Krieges einzustel­
len, die gegenüber Kuba in Form 
der Blockade verfolgt wird.

In der Dominikanischen Republik, 
in der ein nationales Kuba-Solidari­
tätstreffen stattfand, verurte ilen  
rund 200 Menschen den antikuba­
nischen Gesetzentwurf von Helms­
Burton, weil er eine "Verletzung der 
Menschenrechte von mehr als 11 
Millionen Kubanern und einen Ein­
griff in die Souveränität all jener 
Länder der Welt darstellt", die Wirt­
schafts- und Handelsbeziehungen 
mit Kuba unterhalten.

Im Großen Hörsaal der Fakultät 
für Rechtswissenschaften und Poli­
tik der Freien Universität von Santo 
Domingo wurde das Treffen mit ei­
ner Gedenkveranstaltung zum 28. 
Todestag von Che Guevara eröff­
net, bei dem der Dekan der Fakultät, 
Dr. Salvador Ramos; der ehemalige 
Abgeordnete Juan Ducoudray, der 
Präsident der Dom inikanischen  
Freundschaftsgesellschaft, Dr. 
Abelardo Vicioso, sowie Vertreter 
anderer Solidaritätsorganisationen 
anwesend waren.

W ährend des Treffens dankte  
Carlos Marcial im Namen des Ku­
banischen Instituts für V ö lke r­

freundschaft (ICAP) für die wieder­
holten Freundschaftsbeweise der 
Vertreter der Dominikanischen Re­
publik. Auf die Eröffnungsveranstal­
tung folgten Diskussionen über die 
Arbeit, die im Rahmen der Solidari­
tätskampagne seit dem ersten Tref­
fen im vergangenen Jahr geleistet 
wurde, sowie über die Vorschläge 
für die zukünftige Arbeit.

Parallel zu dem Treffen in Spa­
nien, an dem 64 Delegationen von 
verschiedenen Freundschaftsgesell­
schaften und Solidaritätsbewegungen 
teilnahmen, fanden Kulturveranstal­
tungen statt, darunter eine Gedenk­
fe ie r zu Ehren José M artis und 
Ernesto Che Guevaras, eine Kund­
gebung vor dem kubanischen Kon­
sulat in Barcelona, bei dem der 
bekannte katalanische Intellektuel­
le Felipe Arambure das Wort er­
griff, sowie eine Festveranstaltung 
in der Gemeinde Martorelles.

Zu den Vereinbarungen des Tref­
fens in Spanien gehört die Organi­
sation  e in e r la n d esw e iten  
Kampagne im kommenden Jahr, 
die auch eine Massendemonstra­
tion in Madrid vorsieht.

In der Abschlußerklärung brach­
ten die Teilnehm er ihren Willen 
zum Ausdruck, die Solidarität mit 
der kubanischen Revolution und 
die Zurückweisung der US-Blocka- 
de unbedingt zu verstärken. '

Durch die Straßen im Zentrum der 
britischen Hauptstadt führte eine 
weitere Demonstration zur Unter­
stützung Kubas, an der sich mehr 
als 2.000 Menschen beteiligten, die 
einem Aufruf der Cuban Solidarity 
Campaign gefolgt waren.

Die A bgeordneten der Labour 
Party, George Gallaway und Diane 
Abbot, die Vorsitzenden der UNI­
SON und der britischen Bergarbei­
tergewerkschaft, sowie Christine 
Oddy, Mitglied der Labour Party 
und Abgeordnete des Europaparla­
ments, führten die Kundgebung an, 
die die US-Blockade gegen Kuba 
verurteilte.

SPENDE FÜR DIE 
AUSRÜSTUNG DER ZIVILEN 
LUFTFAHRT

Auf mehr als 2 Mio. Dollar wird 
der Wert der Geräte geschätzt, die 
Kuba von der spanischen Regie­
rung zur Ausrüstung der zivilen  
Luftfahrt gespendet wurden.

Die Übergabe erfolgte auf dem in­
ternationalen Flughafen von Ha­
vanna im Rahmen einer feierlichen 
Veranstaltung unter der Teilnahme 
des in Kuba akkreditierten spani­
schen Botschafters Eudaldo Mira- 
peix und des Präsidenten des Insti­
tu ts  der Z iv ilen  K ub an isch en  
Luftfahrt, Divisionsgeneral Rogelio 
Acevedo.

Die Hilfssendung besteht u.a. aus 
Fahrzeugen, Kommunikationsanla­
gen, Büromaterial, Lichtanlagen für 
Rollbahnen, Feuerlösch- und Navi­
gationsgeräten für die Luftfahrt. Die 
Spende ist Teil der Vereinbarungen der 
Spanisch-Kubanischen Kommission für 
wissenschaftlich-technische Zusam­
menarbeit und entspricht dem Abkom­
men, das zwischen der Spanischen 
Agentur für Internationale Zusam­
menarbeit und der Vereinigung der 
Spanischen Flughäfen und der 
Spanischen Luftfahrt (AENA) ge­
schlossen wurde, und das Ausbil­
dung und technische B eratung  
umfaßt.

Der Präsident der AENA, Manuel 
Abejón, erklärte vor den Mitarbei­
tern der kubanischen ftgftfahrt in 
Havanna, daß es sich hierbei um 
eine Geste Spaniens zm*Unterstüt- 
zung der Freiheit und der Ünabhän- 
gigkeit des kubanischen Volkes 
und damit um eine M öglichkeit 
handle, dem Druck zu begegnen, 
der auf Kuba ausgeübt werde, wo­
her auch immer er kommen möge.

Auch aus dem Baskenland kam 
eine materielle Hilfssendung für 
Kuba, die von Jaime Azcona, der 
Kuba seit 1992 besucht, organisiert 
wurde. Mehr als 700 kg Medikamen­
te, Schulmaterial und andere Artikel 
wurden im Laufe von 3 Jahren von 
Azcona nach Kuba geschickt! Wie er 
Granma internacional gegenüber er­
klärte, stellt er diese Hilfssendungen 
mit der breiten Unterstützung seiner 
Freunde im ganzen Land zusammen.

Mehreren kubanischen Einrich­
tungen sind diese Spenden bereits 
zugute gekommen, so z. B: der 
Universität von Havanna und den 
Krankenhäusern "Miguel Enriquez" 
und "Calixto García".

¡KUBANISCHE DELEGATION IN ESSLINGEN |

Praktische Solidarität und wichtige Kontakte
•  Der zweiwöchige Besuch von Giraldo Hoyos 
Sosa, Leiter der Provinzverwaltung von Matan­
zas, und Jesús Rodríguez Galván, Vertreter der 
Gemeinde Marti, sei ein wichtiger Beitrag zur 
Korrektur des von den deutschen Medien meist 
negativ gezeichneten Kubabildes gewesen, er­
klärten Vertreter des Neckar-Fils-Kreises der 
Deutschen Kommunistischen Partei.

Im Rahm en e ines  um fangreichen Pro­
gramms, das teilweise in Zusammenarbeit mit 
der Esslinger Gruppe der Freundschaftsge­
sellschaft BRD-Kuba gestaltet worden war,

hatten die Gäste aus Kuba Gelegenheit zu Be­
triebsbesichtigungen und Gesprächen bei den 
Firmen Mercedes-Benz in Sindelfingen, Duro- 
dont in Eislingen, der Salacher Computerfirma 
Schmidt und Partner und weiteren Betrieben. 
Gelegenheit zum Meinungsaustausch boten 
sich auch bei Zusammentreffen mit den Kreis­
vorständen des DGB in Karlsruhe und Esslin­
gen, mit der "Gesellschaft für internationale 
wirtschaftliche Zusammenarbeit" (GWZ), der 
Leitung der "Stiftung Wirtschafts-Zusammenar­
beit Baden-Württemberg" in Stuttgart, beim 
Empfang des Esslinger Landrats Dr. Braun und

der Beratung mit einem Verträfer der dortigen 
Industrie- und Handelskammer.

Zum Abschluß ihrer Reise wurde den bei­
den Gästen von der DKP-Gliederung eine 
Spende in Höhe von 3.670 US-Dollar für me­
dizinische und kulturelle Zwecke überreicht, 
mit der die solidarische Unterstützung durch 
diese Parteigliederung auf mittlerweile über 
50 .000  DM angewachsen ist. Im April des 
nächsten Jahres erwartet die Provinz Matan­
zas den Gegenbesuch der Freunde aus dem 
Neckar-Fils-Kreis.
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Kuba nahm nicht am Festival "Les Allumées" in Nantes teil

Wer trübt die kulturellen 
Beziehungen?
PEDRO DE LA HOZ - Granma

• SEIT fünf Jahren organisiert das 
französische Städtchen Nantes je­
den Oktober das Festival "Les Allu­
mées", das jeweils einer Stadt auf 
der Welt gewidmet ist. 1995, vom 
16. bis 21. Oktober, war es Havan­
na zugedacht. Rund 300 bildende 
Künstler, Tänzer, Musiker und Per­
sönlichkeiten aus dem Kulturleben 
der Insel sollten daran teilnehmen. 
Es war anzunehmen, daß es genü­
gend Spielraum lür einen intensi­
ven Kontakt mit den Einwohnern 
dieser Stadt geben würde. Es sollte 
die magische Ausstrahlung des ku­
banischen Kunstschaffens unter 
Beweis gestellt und jeder Winkel 
von Nantes mit der Ausgelassen­
heit der karibischen Rhythmen und 
Farben erfüllt werden.

Doch das war nicht möglich. Ma­
nipulationen der Veranstalter des 
Festivals verhindertenldies. Indem 
sie sich über die vertraglichen und 
moralischen Verpflichtungen hin­
wegsetzten, wollten sie in eine im 
Programm vorgesehene Veranstal­
tung - Café Hemingway -, mit der 
der Verbindung des US-amerikani­
schen Schriftstellers mit dem kuba­
nischen Leben gedacht werden 
sollte, konterrevolutionäre Elemente 
einbeziehen, die sich vom Ausland 
her an systematischen Verleum­
dungskam pagnen gegen unser 
Land beteiligen.

Außerdem sollten mit Untepstüf- 
zung der Zeitung Le Monde und der 

•Publikation Telerama Rundtischge­
spräche veranstaltet werden, in de­

nen man angeblich die kubanische 
Realität erörtern wollte. Allerdings 
mit der eindeutigen Absicht, den 
rein künstlerischen Gedanken des 
Festivals zu torpedieren und ein 
propagandistisches Spektakel zu 
veranstalten. Selbstverständlich  
sollten dort auch Vertreter der anti­
kubanischen Kampagnen anw e­
send sein.

Die französischen Veranstalter 
brachen einseitig die Vereinbarun­
gen des am 25. Mai des laufenden 
Jahres mit den kubanischen Kultur­
behörden Unterzeichneten Vertra­
ges, die den Inhalt und die 
Teilnehmer des Festivals klar fest- 
legten..Das Dokument sagt eindeutig 
aus, daß letztere (die Teilnehmer) 
von kubanischen Einrichtungen  
vertreten werden und die Darbie­
tungen rein kulturelle Absichten 
verfo lgen . Das Ü bergehen der 
grundlegendsten moralischen Prin­
zipien kommt in der Geheimhaltung 
der Namenslisten der geladenen 
Gäste zum Ausdruck, die von der 
ursprünglichen Planung abw ei­
chen, und in der Änderung des Pro­
grammcharakters. Erst vor wenigen 
Wochen erfuhr das Kultusministeri­
um - und das nicht etwa über eine 
offizielle Mitteilung der französi­
schen Veranstalter - von dem An­
sturm der besagten Elemente und 
von der geplanten Änderung der 
Veranstaltungen, in denen nicht 
mehr die Kunst im Vordergrund ste­
hen solltef, sondern eine sorgfältig^ 
vorbereitete politische Stoßrich­
tung.

Angesichts dieser Situation ent­
sandte das Ministerium den Vize­
minister für Kultur, Carlos Marti 
Brenes, nach Nantes, um an Geist 
und Buchstaben der in Havanna 
Unterzeichneten Vereinbarung zu 
erinnern und zu fordern, daß diese 
Abmachungen respektiert werden. 
Diese Anstrengungen waren je ­
doch, obwohl sie auf das verspätete 
Verständnis des Bürgermeisters von 
Nantes stießen, zwecklos: Die Orga­
nisatoren, die mit ihren Machen­
schaften bereits Verpflichtungen 
eingegangen waren, bestanden dar* 
auf, den Festivalrahmen zu spren­
gen und in einer boshaften Form zu 
politisieren, was dem ehrlichsten 
Austausch dienen sollte.

Mit der Übergabe des Festivals 
"Les Allumées" an die Konterrevo­
lution verhinderten die Veranstalter 
in Nantes die künstlerische Prä­
senz Kubas zum Schaden der Be­
wohner dieser Stadt am Atlantik, 
denn es bestand unsererseits der 
feste Wille, das Beste der kubani­
schen Kunst darzubieten.

Ist es Ignoranz, Arroganz oder bö­
ser Wille der Veranstalter in Nantes? 
Alles ist möglich. Fest steht, daß es 
unannehmbar ist, ein rein kulturelles 
Vorhaben zum Anlaß zu nehmen, 
um sich in Angelegenheiten zu mi­
schen, die mit dem Wesen dieses 
Vorhabens nichts zu tun haben.

Die kubanischen Künstler und In­
tellektuellen leben nicht von der 
Außenwelt abgeschnitten. Aus gei­
stiger Tradition heraus akzeptieren

sie einen grenzenlosen Dialog mit 
Kollegen und dem Publikum in al­
len geographischen Breiten und 
beteiligen sich in offener, respekt­
voller, toleranter und zivilisierter < 
Form an ihm. Darin sind natürlich 
auch solche Dialoge mit ihren im 
Ausland lebenden Landsleuten in­
begriffen, vopr denen viele weder 
ihre politischen noch ihre philoso­
phischen Auffassungen teilen. Der 
Punkt, an dem man sich traf, war 

immer das Gefühl, einer gemeinsa­
men Kultur anzugehören und der 
Wille konstruktiv zu wirken. Was 
die Organisatoren in Nantes vor­
hatten, lief genau auf das Gegenteil 
hinaus.

Es handelt sich hierbei um eine 
Episode, die nichts mit der Vorge­
schichte und den hervorragenden 
kulturellen Beziehungen zwischen 
Frankreich und Kuba zu tun hat, in 
deren Rahmen sowohl auf institu­
tioneller Ebene als auch in bilatera­
len K on takten  zw ischen  den  
intellektuellen und künstlerischen 
Kreisen beider Länder dauerhafte 
Bande geknüpft wurden.

Erst dieser Tage war eine kubani­
sche Künstlergruppe als Hauptat­
traktion der Veranstaltung Karibik 
2000 in Paris. Und das Publikum von 
Havanna hat den jüngsten Besuch 
des Theaterensembles von Phillippe 
Genty noch frisch in der Erinnerung. 
Die französische Sprache findet 
durch das gemeinsame Wirken der 
Französischen Allianz und des kuba- 

• nischen Bildungsministeriums immer 
mehr Zuspruch auf der Insel. Dut­
zende Musiker aus Kuba haben sich 
den Club New Morning und andere 

- S chaup lätze  der französischen  
Hauptstadt erobert.

Diejenigen, die aus persönlichen 
und undurchsichtigen Gründen ver­
suchen, derart ausgezeichnete Be­
ziehungen zu trüben, sind zum 
Scheitern verurteilt.

PREISE IN BIARRITZ

•  Der Film Madagascar des Regisseurs Fer­
nando Pérez gewann den Großen Preis beim 
Festival des Films und der Kultur Lateiname­
rikas in Biarritz, und Zaida Castellanos, die 
Hauptdarstellern dieses Films, bekam den 
Preis für die beste schauspielerische Leistung. 
Der Film Guantanamera, von Tomás Gutiérrez 
Alea und Juan Carlos Tabio, wurde mit dem 
Publikumspreis ausgezeichnet.

SILBER FÜRS BALLETT

•  Die jungen Tänzer des Kubanischen National­
balletts, Lorna Feijöo und Rafael Rivero, erhiel­
ten beim 7. Internationalen Ballettwettbewerb 
"Nasako Ohya", in Osaka, Japan, die Silberme­
daille. Der Jury, unter dem Vorsitz des Russen 
Wjatscheslaw Gordjejew, gehörten neben ande­
ren Persönlichkeiten auch die Prima Ballerina 
Raisa Strutschkowa und der kubanische Cho­
reograph Iván Tenorio an.

SILVIO’S PUBLIKUM

•  Die Konzertvorstellungen des Komponisten 
und Sängers Silvio Rodríguez im Opernthea­
ter von Buenos Aires wurden von der Zeitung 
Clarin als "gefühlvoller Marathon guter Poe­
sie" bezeichnet. Die Zeitung berichtete, daß

r o i M l i m  IN DER WELT

K U B A N IS C H E  K U N S T  D M  M Ü D a lT

das Publikum "jedes einzelne seiner Lieder 
genau kennt und mit beeindruckender Anteil­
nahme Wort für Wort mitsingt".

LYRIK AUS SANTIAGO

•  Los caminos deI hombre (Die Wege des 
Menschen) und Esperanza y humo (Hoffnung 
und Rauch) lauten die Titel der Lyrikbände der 
Schriftsteller Eduardo Montalbän und Juanita 
Plochet aus Santiago de Cuba, die bei dem 
Wettbewerb "Afranio Parras Guzman" in Car­
tagena de Indias, Kolumbien, ausgezeichnet 
wurden. Sie werden demnächst bei Afranio 
Editores verlegt.

ERGREIFENDES KLAVIERSPIEL

•  Der Präsident von Costa Rica, José Maria 
Figueres, bezeichnete das Konzert des Piani­
sten Victor Rodriguez im Nationaltheater von * 
San José als ein nicht zu beschreibendes und 
unvergeßliches Ereignis. Der Minister für Kul­
tur, Jugend und Sport von Costa Rica, Arnoldo 
Mora, der das Konzert im Nationalen Kultur­

zentrum erlebte, bezeichnete sein Klavier­
spiel als majestätisch und ergreifend.

ALICIA IM RAT FÜR KULTUR IN MADRID

•  'Die unumschränkte prima bailerina Alicia 
Alonso wurde gemeinsam mit dem Dramatur­
gen Juan José Alonso, dem Theaterdirektor 

und Schauspieler José Luis Gömez und dem 
Schriftsteller Camilo José Cela zum Mitglied 
des Rates für Kultur der Stadt Madrid ernannt.

DIE ZEREMONIE DES TANZES

•  Experten aus Lissabon lobten das Ensemble 
"Teatro de la Danza del Caribe" (Theater des ka­
ribischen Tanzes), das vom Maestro Eduardo 
Rivero geleitet wird. Die Gruppe nahm mit sol­
chen Klassikern wie "Sülkary", "Okantomi" und 
der "Zeremonie des Tanzes" an der Kubanischen 
Woche in Portugai teil, die von der Stiftung "Das 
Descobertas" und dem Kulturzentrum von Be­
iern gefördert wird.

ABKOMMEN MIT INDIEN

•  Die jeweiligen stellvertretenden Außenmini­
ster von Kuba und Indien, Isabel Allende und 
Vinod K. Grover, Unterzeichneten ein Abkom­
men über den Austausch auf den Gebieten 
Kultur und Bildung bis zum Jahr 1997.
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Ein weiterer Schlag 
gegen die Blockade
• Havanna-Messe im Aufschwung • Für den 
Markt von.elf Millionen Menschen und (noch) 
geringem Wettbewerb werden auch große 
Entfernungen überwunden

JOAQUIN ORAMAS 
- Granma Internacional
Fotos: AHMED VELAZQUEZ

• TATSÄCHLICH Ist es keine Über­
treibung, wenn behauptet wird, daß 
auf der 13. Internationalen Messe in 
Havanna, die vom 29. Oktober bis 
zum 5. November stattfand, die Inte­
ressen von über einer Million Han­
delsunternehmen vertreten waren.

Wie Stephane Witowski, Sekretär 
der Lateinam erikaabteilung des 
französischen Unternehmerverban­
des, erläutert, umfaßt allein sein 
Verband eine derart große Anzahl 
von Mitgliedern aus allen Berei­
chen der Produktion; des Dienstlei­
stungssektors und des Handels im 
allgemeinen. "Und wenn wir auf ei­
ner Messe Kontakte knüpfen und 
über Geschäfte reden, denken wir 
dabei nicht nur an die auf der Aus­
stellung vertretenen Unternehmen 
(1 .379 ), sofidern an alle unsere 
Mitglieder; einschließlich derjeni­
gen, die über Kuba sehr wenig wis­
sen^ erläutert er.

In Übereinstimmung mit den Vor­

schlägen des Unternehmerverban­
des knüpften einige französische 
Unternehmen Geschäftsbeziehun­
gen mit kubanischen Firmen der 
Zuckerindustrie, des Tourismus und 
dem Maschinenbau an. Die Firma 
Mouline Dumee Unterzeichnete auf 
der Messe einen Vertrag mit der 
Unión Molinera y Confitera über die 
Herstellung von französischem Brot, 
Hörnchen und Feingebäck, der die 
Anwendung modernster Technolo­
gien vorsieht. Der französische Club 
Mediterranée wird demnächst ein  
exklusives Hotel am Strand von Va­
radero für den gehobenen europäi­
schen Tourismus eröffnen.

Außerdem wird sich der Unter­
nehmerverband für 1996 um eine 
zehnprozentige Aufstockung des 
Kuba von Frankreich gewährten 
Kreditrahmens bemühen, der der­
zeit bei 140 Millionen Dollar liegt.

Das durch die Anwesenheit auf 
der Messe bekundete europäische 
Interesse erstreckt sich auch auf 
andere Gruppen und Gesellschaf­
ten des Alten Kontinentes. CARI-

TAG, die Caribbean Trade Adviso­
ry Group, treibende Kraft im Wett­
s tre it um den A usbau der 
geschäftlichen Beziehungen zwi­
schen Großbritannien und Kuba, 
wird ihre Aktivitäten auf der größ­
ten Antilleninsel verstärken. Mit die­
sem Ziel wird sie eine Delegation 
von Geschäftsleuten leiten, die 
demnächst Havanna besuchen wer­
den. Außerdem betreibt die Gruppe 
TDI, mit Sitz in Dublin, Irland, einen 
wichtigen Technologieaustausch 
mit der kubanischen Zuckerindu­
strie und anderen Brancheh, mit 
dem Ziel, die Handelsmöglichkei­
ten ihrer mehr als ö.ooo Mitglieder 
zu erweitern.

Auch der Ibero-Amerika-Verein 
aus Hamburg bemüht sich, wie der 
Stellvertretende Direktor der ein­
flußreichen deutschen V ere in i­
gung, Peter Rosler, bekannt gab, im 
Interesse seiner Mitglieder, unter ih­

nen Industrielle, Finanzgesellschaf­
ten, Banken und Handelshäuser, 
um den Ausbau der Handelsbezie­
hungen mit Kuba.

Die jüngste Verabschiedung des 
Gesetzes über ausländische Inve­
stitionen durch das kubanische 
Parlament stellt für bedeutende eu­
ropäische Unternehmen und Gesell­
schaften, die sich dem Druck der 
USA nicht beugen und ihre Unabhän­
gigkeit in der Gestaltung ihrer Han­
dels- und Geschäftsbeziehungen 
bewahren, einen zusätzlichen Anreiz 
dar. So belegte, neben anderen Fir­
men, die bedeutende Voest Alpine' 
AG, deren Unternehmen die Edelstahl­
produktion auf modernstem technologi­
schen Nivdäu, chemische Anlagen und 
Produktionsanlagen für die N ah­
rungsmittelindustrie einschließen, 
zusammen mit der österreichischen 
Wirtschaftskammer eine Ausstel­
lungsfläche auf der Messe, und de­
monstriert damit ihre Bereitschaft 
Wirtschaftsvereinigungen mit kuba­
nischen Geschäftspartnern zu bilden 
und Kompensationsgeschäfte einzu­
gehen. Die portugiesische ARTAME 
AG, eines der führenden Unterneh­
men der iberischen Halbinsel, bot 
mehr als eintausend Erzeugnisse an, 
während der Internationale Verband 
der Schwedischen Industrie den Markt 
auf der Insel untersuchte, um sich ei­
nen entsprechenden Anteil zu sichern, 
wie Klas Ljungberg, der Leiter der Ab­
teilung für Marktforschung, meinte.

Aus Belgien reiste Pierre Reanois 
an, um die Beziehungen zu Havan­
na auszubauen. Er teilte mit, daß 
es in Bezug auf die Zusammenar­
beit zwischen dem belgischen Un­

ternehmen Thermibal und der ku­
banischen Unión Eléctrica zur Pro­
duktion  von B au te ilen  zu r 
elektrischen Messung bereits er­
freuliche Fortschritte gebe. Es ist 
beabsichtigt, eine Produktionsanla­
ge für Thermoelemente aufzubauen. 
Der Lateinamerikanische Geschäfts­
verband und die Vereinigung Däni­
scher Unternehmer unterstützten die 
Anwesenheit Dänemarks auf dieser 
Messe. Zu den Erfolgen dieser Ver­
anstaltung können die Gespräche ge­
zählt werden, die die D anrail 
Consulting zur Verbesserung der Aus­
rüstung des kubanischen Schienen­
verkehrs begonnen hat.

Die Absichten der Verhandlun­
gen, die der Griechische Industrie­
verband im Nam en seiner über 
4.000 Mitglieder in Gang gesetzt 
hat, richten sich darauf, die geogra­
phische Lage der Insel zu nutzen, 
um den Handel in der Karibik und 
in Lateinamerika auszubauen.

Ähnliche Wege gehen seit Jahren 
die Handelskammer in Amsterdam, 
bei der über 70.000 Unternehmen 
registriert sind, die Kammer für 
Handel, Industrie und Schiffahrt in 
Spanien und die Außenhandelsver­
einigung von Italien, eine Trilogie 
kubanischer Handelspartner.

Die Präsenz der Länder Latein­
amerikas und der Karibik war be­
deutend, wenn man bedenkt, daß 
mehr als 40 Prozent des kubani­
schen Außenhandels mit dieser 
Region abgewickelt werden. Auch 
die Anzahl russischer Fernen und 
Unternehmen aus andere^ osteuro­
päischen Ländern sowie aus Afrika, 
Asien und Ozeanien ist gestiegen. 
All dies verlieh der Messe interna­
tionale Bedeutung, denn das Inte­
resse , das die w irtsch a ftlich e  
Öffnung und die Verabschiedung 
entsprechender G esetze weckt, 
macht Kuba zu einem für Geschäf­
te attraktiven Land. Erst kürzlich 
bemerkte ein europäischer Ausstel­
ler: "Es handelt sich um ein Land 
mit elf Millionen Einwohnern, in 
dem der Wettbewerb noch gering 
entwickelt ist, sich aber allmählich 
in dem Maße verstärken wird, wie 
sich die Hersteller hochwertiger 
Produkte dort niederlassen."
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P o s itiv e  T en d en z in d er
% -

ku b an isch en  W irts c h a ft
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• The Economist veranstaltet zum dritten Mal Runden Tisch zu Fragen der 
kubanischen Ökonomie • Garlos Lage informiert über neues 
Investitionsgesetz

•  ZWEI Tage lang wurden die von 
der Zeitschrift The Economist ein­
geladenen Geschäftsleute in Ha­
van n a  über das kü rz lich  vom  
kubanischen Parlament beschlos­
sene neue Gesetz über ausländi­
sche Investitionen sowie über die 
Fortschritte der Wirtschaft auf der 
Insel informiert.

S ie  w urden auch über die 
Schwierigkeiten in Kenntnis ge­
setzt, mit denen das Land auf­
grund der U S -am erikan ischen  
Blockade konfrontiert wird, und 
über die Absichten der Extremi­
sten im Kongreß in Washington, 
diese verbrecherische Maßnahme, 
die sie seit mehr als 30 Jahren ge­
gen Kuba zum Einsatz bringen, 

^loch  zu verschärfen.
Die offizielle Unterstützung des 

Reformprozesses in Kuba durch 
Regierungen aus Europa, Latein­
amerika und Kanada sei bestimm­
ter geworden und daher haben 
sich bessere Handelsmöglichkei­
ten ergebqp, wurde in den Einla­
dungen hervorgehoben, die The 
Economisfw Unterpehmerkreisen 
verbreitete.

Von großem Interesse war der 
Vortrag von Francisco Soberön, 
dem Präsidenten der Nationalbank 
Kubas. Er ging darin auf die neuen 
Formen ein, die das Land im Fi­
nanzwesen erprobt. Er äußerte, 
daß die Umgestaltung der kubani­
schen Wirtschaft und die Entwick­
lung der internationalen Finanzlage 
die Insel vor die Notwendigkeit 
stellen würden, ihr Bankensystem 

- umzugestalten.
Der Außenhandel und die Dezen­

tralisierung der wirtschaftlichen 
Aktivitäten im Zusammenspiel mit 
dem Ausbau selbständiger Tätig­
keit habe eine höhere Nachfrage 
nach Dienstleistungen geschaffen, 
als gegenwärtig befriedigt werden 
könne, fügte er hinzu.

Dem Bericht zufolge, der vor 
etwa 240 Managern und Unterneh­
mern aus 24 Ländern, die an der 
Veranstaltung teilnahmen, gehal­
ten wurde, beinhaltet der Vor­
schlag zur Umstrukturierung des 
nationalen Bankensystems Ver­
änderungen in den Aufgaben der 
Nationalbank Kubas, eine restrik­
tivere Politirk der Kreditvergabe 
im Inland, die Reduzierung des 
Steuerdefizits und die Schaffung 
neuer Körperschaften, teilte die 
Nachrichtenagentur Prensä Latina 
mit.

Bei der Eröffnung des dritten, 
von der angesehenen Zeitschrift in 
Havanna veranstalteten Runden 
Tisches mit der kubanischen Re­
gierung, erklärte V izepräsident

Carlos Lage, daß sich in den er­
sten neun Monaten des Jahres die 
positive Tendenz in der kubani­
schen Wirtschaft weiter bestätigt 
habe.

Er gab bekannt, daß das Brutto­
sozialprodukt um 2,3% gestiegen 
sei und es zum ersten Mal seit 
sechs Jahren auch pro Kopf stei­
ge. Möglich wurde dies durch ei­
nen Z uw achs von 1 0 ,1 %  im 
Herstellungsgewerbe - unter ande­
rem bei Nahrungsmitteln, Dünge­
mitteln, Reifen, Industriegasen  
sowie Maschinen und Anlagen für 
die Zuckerindustrie -, einen Zu­
wachs von 24,2% in der Gemüse­
produktion, von 14% im Fischfang, 
von 80,2% in der Gewinnung von 
Nickel und anderen Mineralerzen, 
von 22,2%  in der Erdölförderung 
und von 16% im Einzelhandel ge­
gen Devisen.

Lage, der gleichzeitig Sekretär 
des Ministerrates und seines Exe­
kutivkomitees ist, fügte hinzu, daß 
diese Ergebnisse in gewissem  
Maße einen Ausgleich zum Rück­
gang der Zuckerproduktion bilden 
und daß die übrige W irtschaft, 
wenn man die Zuckerproduktion 
ausnimmt, Steigerungen um 7%  
zu verzeichnen habe. Das sei ein 
Zeichen dafür, daß sich die von 
Partei und Regierung in den letz­
ten Jahren ergriffenen M aßnah­
men auszuzahlen beginnen. "Und 
vor allem verdeutlicht dies, daß 
unser Volk fähig war, standzuhal­
ten. Mehr als einmal im Verlauf der 
Perfodo Especial sagte Fidel zu 
uns: 'Das Wichtigste ist, standzu­
halten. Wenn wir standhalten , 
dann siegen wir auch.”

Er wiederholte, daß die in Kuba

stattfindenden Veränderungen kei­
nen Übergang darstellten, sondern 
eine Anpassung unseres sozialisti­
schen Systems an eine neue Rea­
lität. Und diese Veränderungen  
seien tiefgreifend und umfassend 
gewesen. Im Anschluß daran zähl­
te er sie detailliert auf und bewer­
tete den jeweiligen Stand ihrer 
Entwicklung.

Er gab auch bekannt, daß das 
Defizit des Staatshaushaltes, das 
1993 33% des Bruttosozialproduk­
tes ausgemacht hatte, 1994 nur 
noch 7,4%  betrug und daß man 
angesichts der bis September des 
laufenden Jahres erreichten Er­
gebnisse damit rechne, das Jahr 
1995. mit einem Defizit von weni­
ger als 6% abzuschließen. Wäh­
renddessen sank die Geldmenge 
in den Händen der Bevölkerung im 
Vergleich zum Mai 1994 - dem 
Zeitpunkt der größten Anhäufung - 
um 22%, was einer Reduzierung 
um 2,67 Mrd. Peso entspricht.

In seinem Redebeitrag sprach 
Lage gleichfalls Aspekte des Ge­
setzes über ausländische Investi­
tionen an, das im vergangenen  
September vom Parlament beschlos­
sen worden war, und informierte über 
ergänzende Gesetzesvorhaben und 
andere Aufgaben, an denen noch 
gearbeitet werde, um die ergriffe­
nen M a ß n a h m e n  zu v e rv o ll­
kommnen.

"Anfang der 90er Jahre hätte der 
von der Revolution eingeschlage­
ne Weg ein anderer sein können. 
Oder der Rhythmus der Verände­
rungen hätte ein anderer sein kön­
nen. E ines ab er kann s ich er  
behauptet werden: Kein einziger 
Kubaner wurde seinem Schicksal 
überlassen, und kein einziges Mit­
glied der Stäatsführung hat sich in 
diesen fünf Jahren bereichert. Es 
ist uns gelungen, die Errungen­
schaften, die Moral und das Ge­
dankengut des Sozialism us zu 
bewahren.

Andere Länder, die sich vom So­
zialismus abgewandt haben und 
die sich nun auf dem Weg eines 
noch dazu beschleunigten Über­
gangs zur Marktwirtschaft befin­
d e n , h aben  es b ish er n icht 
einmal geschafft, eine Trendwen­
de ihrer Situation einzuleiten, ob­
wohl sie sehr viel mehr natürliche 
Ressourcen besitzen, keine Blok- 
kade kennen, ausreichende Kre­
d ite  e rh a lte n  und m it der 
Unterstützung des Internationalen 
Währungsfonds sowie der W elt­
bank rechnen können. Diese Tat­
sache sollte uns allen zu denken 
geben", betonte er.

Neue

Investitionen 

von Sherritt 

Incorporated
•  DIE Ankündigung des ka­
nadischen Unternehmens  
Sherritt Incorporated, weite­
re 500 Mio. Dollar in Kuba 
investieren zu wollen, sorg­
te für positive Stimmung un­
ter den Unternehmen, die 
auf der 13. Internationalen 
Messe in Havanna vertreten 
waren und für jene, die am 
dritten Runden Tisch über 
die kubanische Wirtschaft 
teilnahmen, zu dem die bri­
tische Zeitschrift The Eco- 
«nomist eingeladen hatte.

Als ein Beweis des Ver­

trauens in die Zukunft der 
größten der Antillenmseln, 
brachten Führungskräfte  

des kanadischen Unterneh­

mens ihr Vorhaben zum  

Ausdruck, Investitionen in 

der Z u ckerin d ustrie , im 

Post- und Fernmeldewesen 

und auf dem  Im m obi­
lienmarkt zu tätigen. Diese 

Bereiche stehen im Rah­

men der u m fassen d en  

Wirtschaftspolitik, die die 

kubanische Regierung vor­
antreibt, der ausländischen 

Beteiligung ebenfalls of­
fen.

Sherritt ist auf der Insel an 

Investitionen in den Abbau 

von Nickel und Kobalt betei­
ligt, und zwar in einem Ge­
meinschaftsunternehmen mit 
der General-N ickel-Union  

S.A., die die Nickelaufberei­
tungsanlage in Moa betreibt. 
Dort wird eine fortschrittliche 

Technologie eingesetzt, bei 
der mit Schwefelsäure mittels 

Auslaugung unter Druck ein 

N ickel-K obalt-K onzentrat 
gewonnen wird.

Zu den Aktiva des gemein­
samen Besitzes des Unter­

nehmens gehört die Raffinerie 

von Fort Saskatchewan, in 

Alberta, :die für die Raffina­

tion des Konzentrats zu­
ständig ist und zugunsten 

der kubanischen Seite die 

Trennung und M etallis ie ­
rung des begehrten Mine­
rals übernimmt.

Nach neuesten Informatio­
nen betragen die bisher in 

Kuba getätigten ausländi­
schen Investitionen 2,1 Mrd. 
Dollar.
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Die Delegationsleiter stellten sich geschlossen hinter die Forderung nach Erweiterung des 
Weltsicherheitsrates

XI. Gipfel der Nichtpaktgebundenen

Vom Idealismus 
zur Aktion
• Nachdrücklicher Appell zur Aufhebung der 
US-Blockade und Forderung nach Rückgabe des 
Territoriums der Militärbase Guantänamo in der 
Abschlußerklärung enthalten • Diplomatische 
Beziehungen zu Kenia aufgenommen

W
E N IG E  T ag e  n a c h ­
dem die in Bariloche, 
Argentinien, versam ­
melten Staats- und Re­
gierungschefs zum  
ersten Mal in fünf Jah­
ren mit aller Entschie­
denheit eine Deklaration 

gegen die Blockade veröffentlicht 
hatten, folgten die Vertreter der 114 
Nationen der Nichtpaktgebundenen 
Staaten (NOAL) diesem Schritt in 
Cartagena de Indias und nahmen 
die Forderungen über die Aufhe­
bung der Sanktionen gegen Kuba 
und die Verurteilung der Maßnah­
men des US-Kongresses zur Ver­
schärfung der B lockade in die 
Abschlußerklärung der 11. Konfe­
renz der N ichtpaktgebundenen  
Staaten auf.

Der am letzten Sitzungstag der 
Versammlung angenommene Pas­
sus des hundert Seiten starken Do­
kuments umfaßt nicht nur einen 
Appell an Washington, die wirtschaft­
lichen, handeis- und finanzpoliti­
schen Maßnahm en gegen Kuba 
aufzuheben, sondern fordert auch 
die Rückgabe des in der östlichen 
Provinz Guantänamo besetzten Ge­
bietes, auf dem die USA eine Mari­
nebasis unterhä lt, sowie die 
Einstellung der speziell gegen das 
politische System Kubas gerichteten 
Radio- und Fernsehprogramme.

Wie es in dem Text heißt, fordern 
die Mitglieder der NOAL "von den 
USA, ihre Differenzen mit Kuba 
durch Verhandlungen auf der Grund­
lage der Gleichheit und der gegen­
seitigen Achtung beizulegen", und 
verlangten die strikte Einhaltung der 
Resolutionen 47/19 und 48/19 der 
UNO-Vollversammlung.

Außerdem wurde "starke Besorgnis" 
über die neuen, dem US-Kongreß vor­
liegenden Gesetzesentwürfe geäus- 
sert, die verschärfte wirtschaftliche 
Sanktionen gegen Kubas vorsehen.

Um die Entschiedenheit hervorzu­
heben, mit der die Bewegung der 
NOAL die kubanische Frage be­
handelte, erklärte der kubanische 
Außenminister Roberto Robaina, 
daß diese demonstrative Unterstüt­
zung die Einsicht der Völkerge­
meinschaft reflektiert, daß jeder 
jederzeit dem gleichen Schicksal 
ausgeliefert sein kann.

Das Treffen diente außerdem als 
Rahmen für die Aufnahme der di­
plomatischen Beziehungen zwi­
schen Kuba und Kenia auf der 
Grundlage des gegenseitigen Wun­

sches zur Zusammenarbeit sowohl 
auf politischer als auch wirtschaftli­
cher Ebene.

BEDEUTUNG DER NOAL

In der südamerikanischen Stadt 
Cartagena kamen die Vertreter von 
mehr als 80 Prozent der Weltbevöl­
kerung zusammen, um die Frage 
zu klären, ob die Bewegung der 
NOAL an der Schw elle des 21. 
Jahrhunderts fortbestehen könne; 
in einer Welt, in der der kalte Krieg, 
der den Anlaß zur Gründung der 
Bewegung vor 30 Jahren gab, der 
Vergangenheit angehört.

Die Gipfelteilnehmer bekräftigten 
die Existenzberechtigung der Be­
wegung und betonten erneut die 
Gültigkeit und Aktualität ihrer Prin­
zipien und Ziele zum Schutz der 
Unabhängigkeit, der territorialen In­
tegrität und der Souveränität der 
Staaten, die sich seit der Gründung 
angeschlossen haben.

Der gegenwärtige Vorsitzende  
der Nichtpaktgebundenen Staaten,,, 
der Kolumbianer Ernesto Samper, 
sagte während des Abschlußple­
nums, daß die Gründungsideen  
über Frieden und Solidarität "nie 
zuvor so notwendig und aktuell ge­
wesen sind wie heute".

"Meine oberste Pflicht ist es", ver­
sicherte er, "die institutionellen Be­
dingungen zu schaffen, die der 
Bewegung erlauben, nicht nur rhe­
torischen sondern wirklichen Ein­
fluß auf die Weltpolitik auszuüben. 
Wir können uns nicht weiterhin vor 
der Welt beklagen, wir müssen vom

Wort zur Tat schreiten, vom Idealis­
mus zur Aktion."

Die Nichtpaktgebundenen Länder, 
sagte er, werden ihre Sorgen vor die 
zuständigen Gremien bringen und ei­
nen offenen und fruchtbaren Dialog 
mit den Industrienationen suchen, 
denn sie sind Teil der Lösung unse­
rer Probleme.

Auch der G eneralsekretär der 
UNO, Boutros Ghali, unterstützte die 
neben der UNO stärkste Weltorgani­
sation, indem er sie als eine ent­
scheidende Kraft hervorhob, die mit 
Blick auf die Herausforderungen des 
21. Jahrhunderts "wirklich revolutio­
näre" Veränderungen auf der Welt in 
Gang setzen kann.

In seiner Rede, die langanhaltend 
applaudiert wurde, versicherte  
Ghali, daß die gegenwärtige Situa­
tion für die Schwächsten und Be- 
nachte iligsten  außerordentlich  
gefährlich ist, da sie und sogar gan­
ze Regionen des Planeten von der 
Entwicklung ausgeschlossen wer­
den könnten. Um das zu verhin­
dern , m üssen die
Nichtpaktgebundenen Staaten aktiv 
werden.

"Die Bewegung der NOAL ist heute 
mehr denn je eine der Hauptakteure 
im weltweiten Streben nach der von 
der UNO geforderten Entwicklung 
und Demokratisierung."

KONSENS IN DER FRAGE DER 
ERWEITERUNG DES 
SICHERHEITSRATES

In Bezug auf eines der vorrangi­
gen Themen der Tagung, die For-

derung nach Reformen der UNO  
und mit ihr zusammenhängender 
Finanzorganisationen, warteten die 
Delegierten allerdings vergeblich 
darauf, daß der ägyptische D ele­
gierte konkrete Vorschläge für ent 
s p re c h e n d e  V e rä n d e ru n g e n  
vorlegte.

D ie D e leg atio n s le ite r stellten  
steh geschlossen hinter die For­
derung nach Erweiterung des Si­
cherheitsrates.

Im Abschlußdokument wird be­
tont, daß "jeder Versuch, die Nicht­
paktgebundenen Länder von der 
Vertretung im Sicherheitsrat auszu­
schließen, für die Bewegung unan­
nehmbar wäre".

"Die Nichtpaktgebundenen Länder 
sind entschlossen, die Möglichkeiten 
der Organisation zweckmäßiger und 
wirkungsvoller zu nutzen, um ihre 
Ziele zu verwirklichen."

In dem Dokument, das in vier Ka­
pitel unterteilt ist, schrieben die De­
le g ie rte n  w e ite re  d rin g en de  
Themen fest, die die Länder der 
Dritten Welt betreffen. Dabei ste­
hen die Fragen der Entwicklung, 
des Welthandels und der Grunder­
zeugnisse, die Süd-Süd und Nord­
Süd-Zusam m enarbeit sowie die 
Auslandsverschuldung, die auf 1,5 
Billionen Dollar angewachsen ist 
und als Hindernis für das W irt­
schaftswachstum in den unterent­
wickelten Ländern angesehen wird, 
im Vordergrund.

Im Zusammenhang mit Gen sozia­
len Fragen wurden Themen wie die 
einer neuen humanen W eltord ­
nung, Bevölkerung und Entwick­
lung sowie internationale Migration 
und Entwicklung behandelt.

In bezug auf die Frage der Men­
schenrechte betonten die Teilneh­
merstaaten erneut ihre Bereitschaft, 
sie zu wahren und zu schützen und 
verwiesen gleichzeitig auf die Be­
deutung des Rechts auf Entwick­
lung für alle Völker als Teil der 
Menschenrechte.

Ebenso wurde die Vereinbarung 
der Nichtpaktgebundenen Länder 
zur Bekämpfung der Produktion, des 
Transports, der Verteilung und des 
Konsums von Rauschgiften sowie 
der Geldwäsche, des Handels mit 
Waffen, Munition, Sprengstoffen und 
chemischen Substanzen zur Dro­
genherstellung erneuert.

Die Gruppe nahm Turkmenistan 
als neues Mitglied der Organisation 
auf, während die Anträge von Co­
sta Rica und Bosnien-Herzegovina 
abgelehnt wurden; im ersten Fall 
aufgrund des W iderstands ver­
schiedener arabischer Länder und 
im zweiten Fall aufgrund des Wi­
derstands verschiedener afrikani­
scher Nationen.

Noch bevor der 11. G ipfel zu 
Ende ging,-befand sich der kubani­
sche Staatpräsident Fidel Castro, 
der 1979 die Bewegung der NOAL 
leitete und dessen Anwesenheit un­
ter den rund 50 versam m elten  
Staatsoberhäuptern sowohl bei der 
Presse als auch bei den Teilnehmern 
höchste Aufmerksamkeit genoß, auf 
dem Rückweg nach Kxjba, um sich 
anschließend direkt zu den Feierlich­
keiten zum 50. Jahrestages der UNO 
zu begeben.
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REDE FIDELS AUF DEM 11. GIPFEL DER 
NICHTPAKTGEBUNDENEN STAATEN

N u r uns und n u r g e m e in sa m  

w ird  es ge lingen , das u n g e re ch te  

p o litis c h e  und w irts c h a ftlic h e  

S ys te m  de r W e lt abzu lösen
Verehrter Herr Präsident von Ko­

lumbien,

Verehrte Herren Staats- und Re­
gierungsoberhäupter,

Verehrte Delegierte und Gäste:
Unsere Daseinsberechtigung mag 

Veränderungen erfahren haben, 
aber sie ist noch vorhanden.

Nie zuvor, seit der Gründung un­
serer Bewegung vor 35 Jahren, wa­
ren wir in der internationalen Politik 
so marginalisiert und unbekannt, nie 
wurden wir bei der Entwicklungshilfe 
und der Kreditvergabe so diskrimi­
niert und übergangen, und nie war 
das internationale Wirtschaftssy­
stem, das uns aufgezwungen wur­
de, je  so ungerecht und ungleich. 
Nie zuvor waren die Souveränität 
und die territoriale Integrität der Län­
der des Südens so bedroht, nie war 
unsere Unabhängigkeit so in Gefahr, 
und nie wurden je so offenkundige 
Einmischungen in unsere inneren 
Angelegenheiten ersonnen.

Die Drohung eines Krieges zwi­
schen den Großmächten ist in die 
Feme gerückt, aber die Unbestän­
digkeit, die soziale Gewalt und die 
ethnischen Konflikte haben sich auf 
verschiedene Regionen des Plane­
ten ausgedehnt. Ganze Völker, ver­
eint durch ihre Geschichte, ihre 
Wirtschaft, ja selbst durch ihre ge­
meinsame Abstammung, lösten 
sich auf, stellten sich gegeneinan­
der und erklärten einander sogar 
den Krieg.

Heute sind die Unsicherheit und 
die Armut größer denn je. Man will 
unseren Völkern die Globalisierung 
wie eine Zwangsjacke auferlegen, 
die uns daran hindern soll, eine ei­
gene nationale Politik zu verfolgen, 
die sich von denen, die uns vom 
Norden vorgeschrieben werden, 
unterscheiden. Die völlige Privati­
sierung und die kommerzielle Öff­
nung um jeden Preis werden uns 
als einzig mögliche Formeln des 
wirtschaftlichen Erfolgs präsentiert.

Die Auslandsverschuldung der Drit­
ten Welt, die man kaum noch erwäh­
nen möchte, wächst dennoch und 
stellt neben dem ungleichen Aus­
tausch heute das Haupthindernis für 
die Entwicklung dar. Ihr aktuelles 
Ausmaß ist größer als die eindrucks­
volle Summe von 1,5 Billionen Dol­
lar. Die Arbeitslosigkeit nimmt zu, 
und die gesellschaftliche Entwick­
lung wird erbarmungslos geopfert.

Ist es vernünftig, die Forderung zu 
akzeptieren, daß bestimmte Wirt­
schaftsmodelle, die von den entwik- 
keltsten Gesellschaften vorgegeben 
werden, und die dazugehörigen 
spezifischen Muster der politischen 
Organisation der Gesellschaft, zu 
universellen Beispielen und einheit­
lichen Maßstäben für Gesetzmäs­
sigkeit oder Veränderung werden 
müssen?

Wie lange werden wir noch 
schweigend Augenzeugen der ab­
surden Vergeudung von Mitteln

durch die Wohlstandsgesellschaf­
ten sein, dieser kriminellen Hypo­
thek a u f die Zukunft unserer 
Kinder; dieses hemmungslosen 
Rennens in die weltweite ökologi­
sche Katastrophe, die vielen schon 
unausweichlich erscheint?

Die Herstellung von immer perfek­
teren und tödlicheren Waffen wird 
aufrechterhalten; der Handel mit ih­
nen nimmt zu. Die Konkurrenz un­
ter den mächtigen Produzenten ist 
grausam. Und dann kommen die 
Interventionen des Weltsicherheits­
rates, in dem die wichtigsten Waf­
fenhändler ständige Mitglieder 
sind, um im Namen der Vereinten 
Nationen den Frieden zu bringen. 
Ist es etwa so, daß durch das Ende 
des Kalten Krieges all die riesigen 
Mittel, die für den Rüstungswettlauf 
bestimmt waren, nun für edlere Zie­
le eingesetzt werden?

Der Kongreß der USA beschließt 
größere Militärbudgets als die Re­
gierung dieses Landes vorschlägt. 
Wozu benötigt man diese Waffen? 
Es ist so, daß die Entstehung einer 
unipolaren Welt hegemonistische 
Strömungen verstärkt hat, die über 
die Vereinten Nationen hinweg 
handeln wollen. Sie versuchen, den 
Willen der Hegemonialmacht dem 
Sicherheitsrat aufzuzwingen und 
ihn als Instrument zu benutzen, um 
die Welt zu unterwerfen. Diese Po­
litik ist noch besorgniserregender 
und gefährlicher, wenn sie von den 
Positionen ausgeht, die ultrarechte

Sektoren eingenommen haben, die 
innerhalb der USA beträchtlich an 
politischem Terrain zu gewinnen 
scheinen. So entstanden in Nazi­
deutschland die fanatischen Träu­
me, der Welt seine Herrschaft 
aufzuzwingen, nur daß Hitler nicht 
solch riesige Macht besaß.

Angesichts dieser Gefahr und an­
derer Übel, die uns bedrohen, ist es 
unsere Pflicht, entschlossen um die 
Demokratisierung der Vereinten 
Nationen zu kämpfen; darum, daß 
die Generalversammlung die Stel­
lung einnimmt, die ihr zusteht; da­
rum, daß der Sicherheitsrat auf hört, 
sich ihre Funktionen anzumaßen 
und hinter ihrem Rücken zu han­
deln. Schluß mit den Privilegien. Der 
Charakter eines ständigen Mitglieds 
darf nicht länger ausschließlich euro­
päischen Ländern, Atommächten 
oder superreicher Nationen Vorbehal­
ten bleiben. Wir dürfen nicht zögern. 
Kämpfen wir entschlossen darum, 
daß in einem Erweiterten Sicherheits­
ratzwei ständige Sitze für Lateiname­
rika und zw ei für Afrika - zwei 
Kontinente, die überhaupt keinen be­
sitzen - eingeräumt werden, und daß 
zwei weitere für Asien hinzugefügt 
werden, wo 60 Prozent der Weltbe­
völkerung leben.

Das ärgerliche Privileg des Vetos 
muß zumindest reformiert werden, 
solange dieses anachronistische 
und antidemokratische Instrument 
existiert. Die Absurdität, daß nur ein 
einziges der wenigen Länder, die in 
den Genuß dieses Privilegs kom­
men, den Willen und die Entschlüsse 
aller anderen UN-Mitgliedsländer zu­
sammengenommen annullieren  
kann, muß aufhören.

Vereint sind wir eine Kraft. Vereint 
kann man unsere Stimme nicht 
überhören. Vereint muß man uns 
ernst nehmen.

Wir sind keine einfachen Zu­
schauer. Diese Welt ist auch unse­
re Welt. N iem and kann unser 
einheitliches Handeln ersetzen, 
niemand wird für uns das Wort er­
heben. Nur uns und nur gemein­
sam wird es gelingen, das 
ungerechte politische und wirt­
schaftliche System der Welt abzu­
lösen, das man unseren Völkern 
aufzwingen will.

Auf unsere Forderungen von heu­
te wird man nicht spontan einge­
hen. Weder Zugeständnisse an 
diejenigen, die uns ausbeuten, 
noch Schwäche und Feigheit, noch 
die Aufgabe des Kampfes um unse­
re heiligsten und legitimsten Rech­
te werden uns zum Sieg führen. 
Nur die Treue zu den Prinzipien, 
die unsere Bewegung ins Leben 
riefen, die Stärke unserer Überzeu­
gungen und die Entschlossenheit 
unseres abgestimmten Handelns 
werden dazu führen, daß wir eine r 
Zukunft erkämpfen, wie sie unsere 
Völker verdienen.

Vielen Dank.

(BEIFALL)
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UNO VERURTEILT BLOCKADEPOLITIK DER USA

117 mal 
JA zu Kuba
• Vier Jahre hintereinander Abstimmungserfolg
• Die USA konnten ihren Willen nicht durchsetzen

ROBERTO MO LI NA - Pransa Latlna

•  VEREINTE NATIONEN.- Mit einer erdrücken­
den Mehrheit von 117 Stimmen dafür, drei Ge­
genstimmen und 38 Enthaltungen nahm die 
UN-Generalversammlung am 2. November die 
Resolution an, die dazu aufruft, die US-Blocka- 
de gegen Kuba zu beenden.

Wenn auch mit einer zunehmenden Unterstüt­
zung für die kleine Insel in der Karibik gerechnet 
wurde, (im vergangenen Jahr betrug das Ergeb­
nis 101 zu 2 - USA und Israel - zu 48), so über­
tra f das, was d ie e lek tro n isch e  T a fe l im 
Plenarsaal der Generalversammlung anzeigte, 
doch alle Erwartungen.

Die Glückwünsche für die kubanische Delega­
tion nahmen kein Ende, und die Zufriedenheit 
der Repräsentanten der Insel spiegelte sich in 
ihren Gesichtern, in ihrem Lächeln und in kräfti­
gem Händedrücken.

Die USA, Israel und Usbekistan waren die ein­
zigen Länder, die den Entwurf der Resolution 
mißachteten, den die kubanische Delegation un­
ter dem Titel "Es ist Notwendig, der Wirtschafts-, 
Handels- und Finanzblockade der USA gegen 
Kuba ein Ende zu setzen", vorgelegt hatte.

Für die große Mehrheit der über 25 Redner, 
die sich zu Wort gemeldet hatten, ist diese Un­
terstützung der deutlichste und konkreteste Be­
weis dafür, daß die internationale Gemeinschaft 
die überholte US-Politik, diese Politik der Super­
Weltmacht gegen ein kleines Land, das sein 
souveränes Recht auf Selbstbestimmung vertei­
digt, ablehnt.

Grundton der Redebeiträge war, daß die US- 
amerikanische Haltung als einziges Überbleib­
sel aus der Ära des Kalten Krieges fortbesteht, 
dessen geschichtlicher Überwindung Washing­
ton nur bei Angelegenheiten beipflichtet, die ih­
ren Interessen dienen.

Es gab ebenfalls zahlreiche Erklärungen der 
Besorgnis hinsichtlich der im US-Kongreß ange­
nommenen Gesetzesentwürfe, deren Ziel es ist, 
die Blockade zu verstärken und auszudehnen 
und mit ihr außerdem mehr und mehr andere 
Staaten unter Druck zu setzen. Jene Länder, 
Unternehmen und sogar Personen, die mit der 
Insel Geschäftsverbindungen unterhalten, sollen 
danach ernsthaft bestraft werden.

Dieses ist nun schon das vierte Mal hinterein­
ander, daß die Generalversammlung die von 
Kuba diesbezüglich vorgelegte Resolution ange­

nommen hat und ständig mit wachsender Unter­
stützung . 1992 ergab die Abstimmung 59 zu 3 
(USA, Israel und Rumänien) und 1993 88 zu 4 
(USA, Israel, Albanien und Paraguay).

Viele Beobachter schätzen vor der Abstim­
mung ein, daß jede weitere Gegenstimme ne­
ben denen der USA und Israels - letztere aus 
politischer Verpflichtung dem W eißen Haus 
gegenüber - nur das Ergebnis wirtschaftlichen 
Drucks sein könnten. Gründe dafür gibt es mehr 
als genug.

Jedenfalls stellen 16 Zustimmungen mehr, ver­
glichen mit 1994, einen überragenden Sieg der 
kubanischen Diplomatie und der sie unterstüt­
zenden internationalen Gemeinschaft dar, denn 
158 der-185 UN-Mitgliedsstaaten hatten sich an 
der Debatte beteiligt. Abwesend waren nur 27.

Für die Abwesenheit der 27 gab es vor allem 
zwei Gründe: Einem Teil wurde das Stimmrecht 
abgesprochen, weil sie mit der Beitragszahlung 
an die Organisation im Rückstand sind, ein an­
derer Teil will sich so dem zukünftigen Druck 
Washingtons entziehen, der sie erwartet , wenn 
sie für die Regierung in Havanna stimmen.

So geht ein weiteres Kapitel des Kampfes Kubas 
um seine Souveränität und Selbstbestimmung zu 
Ende, und es beginnen schon die ersten Vorberei­
tungen für das nächste Jahr, denn die Annahme 
der Resolution verpflichtet den UNO-Generalse- 
kretär, der Generalversammlung einen Bericht 
über die Erfüllung dieses Dokuments vorzulegen 
und das Thema auf der 51. ordentlichen Sitzungs­
periode erneut zu diskutieren.

Das Echo auf Kubas Antrag in defMJNO

Jahr Dafür Dagegen Enthaltungen

1992' 59 3 71

1993 88 4 57

1994 101 2 48

1995 117 3 38

Gedanken zur Fühfzigjahrféier

Eine neue Chance für die UNO
GUSTAVO ROBRENO
- Sonderkorrespondent der Granma

• VEREINTE NATIONEN.- Die feierliche Son­
dersitzung anläßlich des fünfzigjährigen Beste­
hens der Vereinten Nationen ist vorüber, und 
das Echo der über 150 Redebeiträge der Staats­
oberhäupter, Regierungsvertreter und anderer 
hoher Würdenträger, die auf dem festlichen Po­
dium des Sitzungssaals der Generalversamm­
lung gehalten wurden, hallt noch nach.

Wenn man Widersprüche und Nuancen bei Seite 
lassend, in dem, was sich hier in drei langen Ma- 
ratonsitzungen von morgens bis abends zutcug, 
nach einem gemeinsamen Nenner suchen würde 
und daraus dann allgemeine Schlußfolgerungen 

% zöge, könnte man sagen, die Vereinten Nationen 
' haben eine Chance bekommen.

Im Rückblick auf die fünfzigjährige Geschichte 
der UNO erkennt die internationale Gemeinschaft
- welche Gründe die einen oder anderen Staaten 
dafür auch haben mögen - die Notwendigkeit, die­
se Organisation am Leben zu erhalten und zu ver­
suchen, ihre Unzulänglichkeiten auszubügeln. 
Wichtig dabei ist, ihre weitverzweigten Strukturen 
mit 60.000 Beamten und Angestellten zu dynami­
sieren, ihre Funktionstüchtigkeit zu demokratisie­
ren und etwas für ihre kritische Finanzlage zu tun, 
die aus den Beitragsschulden der zahlungskräftig­
sten Mitgliedsländer, insbesondere der Vereinig­
ten Staaten von Amerika, erwächst.

Die Abschlußerklärung der Fünfzigjahrfeier, Ge­
genstand langwieriger und mühseliger Verhandlun­

gen zwischen der entwickelten kapitalistischen 
und der Dritten Welt, enthält - soweit darüber ein 
Konsens möglich war - einige dieser Probleme 
und formuliert allgemeine Vorschläge für even­
tuelle Lösungen.

Besonders schwach ist das Dokument in be­
zug auf einen Grundsatz der Charta der Verein­
ten Nationen: die unumgängliche Anerkennung 
der Selbstbestimmung der Völker und der sou­
veränen Gleichheit der Staaten.

Dabei ist dennoch erwähnenswert, daß viele an­
wesende Staatsoberhäupter - vor allem der nicht­
paktgebundenen Staaten - nachdrücklich auf die 
Notwendigkeit hinwiesen, diese Prinzipien zu re­
spektieren und darauf, daß es die Rolle der UNO 
sei, diese zu garantieren und zu schützen.

Diese lebenswichtige Angelegenheit steht in 
direktem Zusammenhang mit dem Thema der 
Demokratisierung der Organisation, besonders 
ihres Sicherheitsrates sowie der Form und der 
Umstände, unter denen die UNO die sogenann­
ten "Operationen für die Aufrechterhaltung des 
Friedens" durchführen kann und soll, die in den 
letzten Jahren so in Mode gekommen und deren 
Zielsetzungen nicht klar genug sind.

Die sechzehn Friedensoperationen von .1994 
haben beispielsweise 3.200 Millionen Dollar ge­
kostet, die - auch wenn sie nur 1,3 Prozent des 
US-amerikanischen Militäretats ausmachen - für 
die UNO eine Ziffer darstellen, deren Höhe viele 
Mitgliedsländer beunruhigt.

Man darf dabei nicht vergessen, mag es auch 
noch so paradox klingen, daß unter den wütend­

sten Feinden der Vereinten Nationen einige der 
fundamentalistischen,rechtsradikalen Elemente 
sind, die heute im US-Kongreß die Kontrolle 
ausüben. Sie verlangen u.a. sogar, daß der Sitz 
der UNO vom US-Territorium entfernt werde, 
trotz der großen wirtschaftlichen Vorteile und 
der Arbeitsplätze für US-Bürger sowie weiterer 
Privilegien und Einflußmöglichkeiten, die ein sol­
cher Sitz bedeutet.

Das fünfzigjährige Jubiläum ist vorbei. Die bedeu­
tendsten Persönlichkeiten der Welt sind hier zugegen 
gewesen und haben ihre Haltungen und Meinungen 
zum Ausdruck gebracht, die sich dem Kontext einer 
unipolaren Welt natürlich nicht entziehen können, in 
der wir seit einem halben Jahrzehnt leben.

Auf diesem Gipfel waren ernste, verantwor­
tungsbewußte und konkrete Worte von denjeni­
gen zu hören, die, wie Fidel C astro , ihre  
Besorgnis um die Zukunft der Menschheit in 
W orte faßten: die zunehm ende Armut, die 
Krankheiten, die Ungleichheit, die soziale Unge­
rechtigkeit, der ungleiche Warenaustausch, die 
Untilgbarkeit der Auslandsschulden, die politi­
sche Hegemonie und der ökonomische Druck.

Werden die Vereinten Nationen das geeignete 
Instrument sein, um diese dramatische Wirklich­
keit auch nur etwas mildern zu können? Wird die 
UNO die entschlossene und aufrichtige Hilfe all 
ihrer Mitgliedsländer erhalten, um sich dieser 
Herausforderung erfolgreich stellen zu können?

Von den Antworten auf diese Fragen wird ab­
hängen, ob die Organisation die ihr gegebene 
Chance verdient hat.



USA - Mexiko
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Faschismus 
an der Grenze
•  BESTÄRKT durch die Verabschiedung von Maß­
nahmen gegen die Einwanderung und angeheizt 
durch die Reden von Kandidaten der Ultrarechten 
im Vorwahlkampf um die Präsidentschaft, verkün­
deten US-amerikanische paramilitärische Milizen, 
daß sie tausende ihrer Männer an der Grenze zu 
Mexiko postieren werden.

Die Nationale Allianz der Christlichen Milizen 
gab bekannt, daß sich paramilitärische Gruppen 
zur südlichen Grenzlinie, begeben würden, weil, 
wie ihr Führer Dean Gompton äußerte, es ihnen 
die Verfassung der Vereinigten Staaten gestat­
te, Gewalt gegen ausländische Invasoren anzu­
wenden.

Die Paramilitärs, ideologische Gesinnungsge­
n o s s e n  der wegen der Tragödie von Oklahoma 

Angeklagten, stützen sich dabei auf Maßnahmen 
wie das Gesetz 187, das im Bundesstaat Kalifor­
nien angenommen wurde, und auf ein weiteres 
gleichen Zuschnitts aus dem gleichen Haus, das 
nun auch New York droht, seit ein gegen die Ein­
wanderung gerichtetes Gesetzpaket vom Senat 
dieses Bundesstaates verabschiedet wurde, das 
jetzt auf .die Unterschrift des republikanischen 
GouvernetPrs George Pataki wartet.

Wie die Nachrichtenagentur PL meldet, kündig­

te die Einwanderungsbehörde der USA im Rah­
men ihrer antiimmigratorischen Bemühungen 
an, daß in Kürze mit der Errichtung einer weite­
ren Metallmauer von 2.000 km Länge zwischen 
den Orten Sunland Perk und dem mexikani­
schen Stadtviertel Anapra begonnen werde.

Von November vorigen Jahres bis August des 
laufenden Jahres stieg die Zahl der an der US- 
amerikanischen Grenze festgenommenen Mexi­
kaner ohne Papiere, im Vergleich zum gleichen 
Zeitraum 1993, um 26 Prozent. Das ist darauf 
zurückzuführen, daß die Zahl der Polizeipatrouil­
len um 10 Prozent erhöht wurde. Von Oktober 
1994 bis Juli des laufenden Jahres verhafteten 
die Kräfte der Einwanderungsbehörde an der 
Südgrenze 1.024.934 illegale Einwanderer, wie 
aus Berichten des Wall Street Journals hervor­
geht.

Die US-amerikanische Tageszeitung zeigt in 
einer Analyse auf, daß bei. einem Vergleich mit 
den 815.398 Verhafteten im gleichen Zeitraum 
von 1993-1994 der Druck spürbar wird, den die 
mexikanische Wirtschaftskrise auf diese Emi­
granten ausübt. Es ist ein Heer von Arbeitslo­
sen, die im Norden einen Arbeitsplatz suchen, 
um ihre Bedürfnisse zu befriedigen, was wegen 
des Mangels an Jobs sehr schwierig ist.

Erst kürzlich haben Menschenrechtsorganisa­
tionen in den USA auf die menschenunwürdigen 
Bedingungen hingewiesen, unter denen Tausen­
de von Emigranten arbeiten, sowie darauf, daß 
diese Situation von der Regierung Clintons nicht 
behoben wird. In diesem Zusammenhang wei­
sen sie darauf hin, daß das Kontrollpersonal des 
Arbeitsministeriums unter den republikanischen 
Regierungen um 23 Prozent verringert wurde. 
Das führt, verbunden mit der Machtzunahme der 
großen Unternehmen, die ihre Lohnkosten ver­
ringern wollen, dazu, daß weiterhin Illegale zu 
Bedingungen eingestellt werden, die kein US- 
Amerikaner akzeptieren würde.

Wenn man noch bedenkt, daß die Mehrzahl 
dieser illegalen Einwanderer kein Englisch 
spricht und sich aus Angst vor der Abschiebung 
scheut, sich an die zuständigen Behörden zu 
wenden, ist es nicht verwunderlich, daß es zu 
solchen Fällen kommt, wie dem, der im August 
in einer Werkhalle in El Monte, in Kalifornien, 
aufgedeckt wurde. Dort wurden 70 Arbeiter wie 
Sklaven gehalten. Viele von ihnen waren aus 
Thailand.

Das öffentliche Interesse wird sich bald wieder 
mit anderen Themen beschäftigen, doch der Fa­
schismus geht weiter. .

Brasilien

Kampf um Grund 
und Boden

' •  MGs, Gewehre und Flinten ha­
ben die Grundstücksbesitzer in der 
Nachbarschaft der brasilianischen 
Gemeinde Presidente Prudente, ijn 
Westen von Sao Paulo, auf dem 
paraguayischen Schwarzmarkt er­
worben, um die landlosen Bauern 
abzuwehren, die schon seit Jahren 
mit Landbesetzungen eine Agrarre­
form durchsetzen wollen.

Nach Angaben des militärischen 
Geheimdienstes hat die Bewegung 
der Landlosen (MST) von Januar 
bis August dieses Jahres knapp 
180 Landbesitze in Beschlag ge­
nommen und rund 200 andere  
Protestaktionen durchgeführt, wie 
die Besetzung von Banken und 
staatlichen Büros. Die Auseinan­
dersetzung zwischen den Beset­
zern  und der P o lize i hat 
zugenommen und sogar zu solch 
extremen Situationen geführt, wie 
Ende August im Bundesstaat von 
Rondonia, als es zu 12 Todesfäl­
len kam, meldet die Nachrichten­
agentur EFE.

Die Bewegung, die vor 16 Jahren

gegründet wurde, ist in 22 der 26 
brasilianischen Bundesstaaten ak­
tiv und leitet 89 Camps, in denen 
mehr als 20.000 landlose Bauern 
leben. Ihren Einschätzungen zufol­
ge gibt es in Brasilien fast fünf Mil­
lionen landlose Familien - das sind 
12 Millionen Personen. 44 Prozent 
des Bodens des Landes befindet 
sich dagegen in den Händen von 
einem Prozent der Eigentümer.

Seit den 60er Jahren wird das 
Versprechen einer Agrarreform  
wiederholt, das jedoch bis heute 
nicht in die Tat umgesetzt wurde. 
Der Landwirtschaftsminister José 
Eduardo Andrade Vieira und der 
Justizminister Nelson Jobim gaben 
bekannt, daß die Bauern, die sich 
an der Besetzung von Landgütern 
beteiligen, bei der Agrarreform  
nicht berücksichtigt würden. Wie 
die Nachrichtenagentur IPS mel­
det, hat sich die Regierung zur 
Landübergabe an etwa 280.000  
Familien verpflichtet.

"Der Konflikt 
um die Eileiter"
•  IM Rahmen der Strategie des Kampfes gegen die Armut bekräf­
tigte der peruanische Präsident Alberto Fujimori, daß er auf alle Fäl­
le das Programm zur Familienplanung in Angriff nehmen werde, das 
er auf der Vierten Weltfrauenkonferenz in Peking vorstellte, "denn 
das Volk ist frei und weise".

Die peruanische Presse hat diese Debatte als "Konflikt um die Ei­
leiter" bezeichnet, in Anlehnung an die vom Staat eingegangene 
Verpflichtung, Eileiterligaturen und Vasektomien billig auszuführen. 
Die Eingriffe werden vom Klerus schärfstens verurteilt und als "Ver­
stümmlungen" bezeichnet, auch wenn sie freiwillig durchgeführt 
werden.

"Ich lege es nicht auf eine Auseinandersetzung an", sagte Fujimo­
ri, der schon vorher bestätigt hatte, daß er als gläubiger Katholik 
ein ruhiges Gewissen habe und daß er mit der Familienplanung nur 
das wiederhole, was schon andere katholische Nationen vor ihm 
taten, in denen die Kirchekeinen Widerstand leistete.

Die peruanische Regierung wird für die Verbreitung und Unterstüt­
zung dieses Programms der Familienplanung im nächsten Jahr rund 
24 Mio. Sol (etwa 10,7 Mio. Dollar) bereitstellen, meldet Reuter.

.Peru
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Die Klinik Cira García 
in Havanna

MENSCHLICHE
MEDIZIN

M a b el  Beatriz Glromlnl aus Buenos Aires wird wegen Ihrer Multiple 
Sklerose mit Ozon behandelt. Ihr Kllnlkaufenthalt wird 21 Tage dau­
ern. Danach wird die Behandlung In Argentinien nach den Anweisun­
gen der kubanischen Arzte fortgesetzt *

ORLANDO GÓMEZ BALAZO,
Fotos: AHMED VELÁZQUEZ,
- Granma Internacional

•  W Ä H R EN D  ihres Rundgangs  
durch die Zentraiklinik Cira García 
in Havanna hatten die Reporter den 
Eindruck, daß es sich eher um ein 
komfortables Hotel handelt, in dem 
der Gast-Patient (Tourist, Diplomat 
oder ein sonstiger Besucher aus 
dem Ausland) mit den strengen Re­
geln und Normen, die einem tradi­
tionellen Krankenhaus eigen sind, 
nichts zu tun hat.

Dies war der erste Eindruck, ob­
gleich wir den Verdacht hatten, daß 
ihr Direktor, Antonio González Fer­
nández, etwas übertrieb, als er uns 
von den Vorzügen seiner Klinik be­
richtete. Am Ende des Besuches - 
nach den zahlreichen Interviews 
mit ihren Gast-Patienten aus Ar­
gentinien, Chile, Uruguay, Brasilien 
und anderen Nationen - wurde uns 
jedoch klar, daß dife Wirklichkeit die 
Schilderung von González Fernán­
dez bei weitem übertrifft.

"Ich kam nach Kuba, ins Ciro Gar­
cía, weil meine Eltern viel Gutes 
über diese Einrichtung gehört hat­
ten, und meine Krankheit, Multiple 
Sklerose, hier sicher besser behan­
delt wird, als in Buenos Aires, wo 
ich herkomme. Hinzu kommt aus­
serdem die ausgezeichnete, sehr 
humane Behandlung, die ich hier 
erfahren habe, und das hohe tech­
nische und professionelle Niveau, 
das man hier hat." (Mabel Beatriz 
Giromini, Argentinien, während ei­
ner Ozonbehandlung.)

Vor Ort erfuhren wir, daß die wich­
tigsten und modernsten Médikamen- 
te, die in der Klinik e ingesetzt 
werden, Forschungsergebnisse der 
kubanischen medizinischen For­
schung, vor allem auf dem Gebiet 
der Gen- und Biotechnologie sind. 
Deswegen hört man ständig von ln- 
terferonen, Immunglobulinen, re- 
kom bin ierender S trep tokinese, 
epidermischem Wachstumsfaktor, 
Mitteln gegen die Kokkenmeningi­
tis... und ultramicroanalytischen und 
elektrokardiographischen Analysen 
mit Geräten kubanischer Hersteller 
wie Diramic, Suma, Cardiocid und 
anderen, die höchsten Qualitätsan­
forderungen entsprechen.

"Sehen Sie, ich bin Chilene, und 
ich kann ihnen versichern, daß man 
in Chile niemals so behandelt wür­
de wie hier. Ein kleines Beispiel soll 
veranschaulichen, wovon ich spre­

che: In Chile ist es nicht erlaubt, 
daß ein Familienangehöriger den 
Kranken im Hospital begleitet; hier 
ist es das genaue Gegenteil. Das 
Beste an der kubanischen Medizin 
ist meiner Meinung nach der Um­
gang mit dem Patienten; danach 
kommt der hohe Entwicklungsstand 
der Ärzte, der Technik und der ein­
gesetzten Medikamente. Ich habe 
ein Leberleiden und man behandelt 
mich hier erfolgreich mit kubani­
schem Interferon." (Benjamin Rome­
ro, Stadtteil Paine, S antiago  de 
Chile.)

Neben dem Angebot der ambu­
lanten Sprechstunden, die in allen 
Fachrichtungen abgehalten wer­
den, bietet die Klinik Cira Garcia 
Behandlungen insbesondere von 
A ugen- und H N O -K rankh e iten , 
Schizophrenie, Multiple Sklerose, 
rheumatischer Arthritis, Bluthoch­
druck, allgemein chirurgische und 
zahnärztliche Behandlungen sowie 
ärztliche Allgemeinuntersuchungen 
für Geschäftsleute. Die Therapien, 
die in der Klinik angewandt werden, 
sind so erfolgreich, daß man der­
zeit dazu übergeht, ein Garantiesy­
stem  für die Q u a litä t der 
Behandlung einzuführen, das mit 
den Anforderungen der internatio­
nal anerkannten Normen ISO-9000 
in Einklang steht.

"Mein Mann und ich kommen aus 
Uruguay, und wir haben zahlreiche 
Faxe an Forschungsinstitute und 
Krankenhäuser in viele Länder, so­
gar bis nach Schweden, geschickt. 
Die einzige Klinik, die sich für mein 
Leiden, eine rheumatische Erkran­
kung (skierodermische Conectivo-

pathie), interessiert hat, war die 
Cira García in Havanna. Hier war 
ich, schon weil es das erste Mal ist, 
daß ich in Kuba bin, von dem Fort­
schritt der Im munm edizin über­
rascht. Sogar das Immunglobulin T 
produziert man hier. Da ich selbst 
Ärztin bin, kann ich den Entwick­
lungsstand, den die Kubaner er­
reicht haben, und die Erfahrungen, 
die sie nicht nur in dieser, sondern 
in fast allen Fachrichtungen ge­
sammelt haben, besser und objek­
tiver einschätzen."

"Eine andere Frage ist die Art und 
Weise, mit der man hier die Patien­
ten behandelt, die menschliche 
Wärme, die sie erfahren. Weit mehr 
als sonst auf unserem Kontinent 
üblich. Was das anbelangt, gibt es 
einen enormen Unterschied zwi­
schen Kuba und Uruguay. Hier 
spürt man eine wirkliche menschli­
che Beziehung zwischen Arzt und 
Patient. Ich denke, ich werda inner­
halb des nächsten Jahres wieder­
kom m en, w enn d iese  e rs te  
B e h a n d lu n g s p h a s e  zu Ende  
geht..." (Dr. Marlene Vilela aus An- 
tünez, Distrikt Cerro Largo, im Nor­
den Uruguays.)

... Die Journalisten der Granma 
Internacional hatten gegen Ende 
ihres Besuchs und während der 
vielen Begegnungen mit den der­
zeitigen Patienten der Klinik in Ha­
vanna ein eigenartiges Gefühl. Der 
Grund dafür lag darin, daß so viel 
übereinstimmendes Lob und auf­
richtige Anerkennung für eine Ein­
richtung der öffentlichen Hand in

der heutigen Zeit nicht oft Vorkom­

men. Und noch viel weniger, wenn 

man bedenkt, daß diese Meinungen 

von Menschen verschiedener Natio­

nalitäten mit scharf ausgeprägten, 

sehr unterschiedlichen Eigenheiten, 

Kulturen, Erfahrungen uqji Gewohn­

heiten geäußert werden. *
Deshalb bleibt nichts w*iter übrig, 

als zum Schluß aus den Interviews 

eines auszuwählen, daß uns eine 

argentinische Unternehmerin gab, 

die aus eigener Erfahrung in ihrem 

und in unserem Land ausreichende 

Voraussetzungen besitzt, um, mit 

der Objektivität, die wir - Journali­

sten und Leser - erwarten, die Si­

tuation einschätzen zu können.
"Ich weiß schon nicht mehr, wie 

oft ich nach Kuba gekommen bin. 
Mit dieser Reise müßte es das  
neunte oder zehnte Mal sein, denn 
dieses kleine Land zieht mich sehr 
an. Ich betrachte es als rfteine 
zweite Heimat. Ich bewundere und 
liebe die Kubaner Und habe unter 
ihnen viele Freunde. Ich möchte lh- 
nen sagen, daß man mich in Argen­
tin ie n  nicht an R e tin o p a th ia  
pigmentosa operieren wollte, viel­
leicht, weil die Technik, die hier so 
weit entwickelt ist, nicht bekannt 
ist. Also hat man mich im Cira Gar­
cia operiert und die Krankheit zum 
Stillstand gebracht. Vorher wurde 
ich schon am grauen Star operiert. 
Ihr seid Zeugen, wie wohl ich mich 
fühle. Ich denke, in Argentinien 
wollen viele Ärzte und Institute die 
Qualität der kubanischen Medizin 
nicht anerkennen. Und um von den 
Kosten zu sprechen, in Buenos Ai­
res würde man für diese Behand­
lungen viel mehr bezahlen als in 
Kuba, und auf keinen Fall würde 
man die Menschlichkeit finden, mjt 
der man hier betreut wird." (Yita 
Frey Brun, aus Buenos Aires.)

Das Trio, das von Granma 
Intamaclonal kitorviowt wurds: 

Das urugualscho Ehspaar Dr. 
Marlene Vileto und Elmar Atunez 

aus Cerro Largo, an der Grenze zu 
Brasilien, sowie die Unternehmerin 

Yita Frey aus Buenos Aires.


